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Gesetz 

zu dem Abkommen vom 7. März 1995 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Korea 
über den Luftverkehr 


Vom 24. April 1997 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Bonn am 7. März 1995 Unterzeichneten Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Korea über den Luftverkehr sowie 
den in den Nummern 6 und 7 der Vereinbarten Niederschrift vom 25. Januar 1995 
getroffenen Vereinbarungen wird zugestimmt. Das Abkommen und die getrof¬ 
fenen Vereinbarungen werden nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 18 Abs. 1 in Kraft tritt, 
ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und wird im Bundesgesetz¬ 
blatt verkündet. 


Berlin, den 24. April 1997 

Der Bundespräsident 
Roman Herzog 

Der Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 

Der Bundesminister für Verkehr 
Wissmann 

Der Bundesminister des Auswärtigen 
Kinkel 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Korea 
über den Luftverkehr 

Air Transport Agreement 
between the Federal Republic of Germany 
and the Republic of Korea 


Die Bundesrepublik Deutschland The Federal Republic of Germany 

und and 

die Republik Korea - the Republic of Korea. 


Vertragsparteien des Abkommens über die Internationale Zivil¬ 
luftfahrt, zur Unterzeichnung aufgelegt in Chicago am 7. Dezem¬ 
ber 1944, 

in dem Wunsch, ein Abkommen über die Aufnahme und den 
Betrieb des Fluglinienverkehrs zwischen ihren Hoheitsgebieten 
und darüber hinaus zu schließen - 

sind wie folgt übereingekommen; 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeuten, soweit sich aus 
dessen Wortlaut nichts anderes ergibt, 

a) JZivilluftfahrt-Abkommen“ das am 7. Dezember 1944 in Chica¬ 
go zur Unterzeichnung aufgelegte Abkommen über die Inter¬ 
nationale Zivilluftfahrt einschließlich aller nach seinem Arti¬ 
kel 90 angenommenen Anhänge und aller Änderungen der 
Anhänge oder des Zivilluftfahrt-Abkommens selbst nach sei¬ 
nen Artikeln 90 und 94; 

b) „Luftfahrtbehörde* in bezug auf die Bundesrepublik Deutsch¬ 
land das Bundesministerium für Verkehr, in bezug auf die 
Republik Korea den Minister für Bauwesen und Verkehr oder 
in beiden Fällen jede andere Person oder Stelle, die zur 
Wahrnehmung der diesen Behörden obliegenden Aufgaben 
ermächtigt ist; 

c) J>ezeichnetes Unternehmen“ jedes Luftfahrtuntemehmen, 
das eine Vertragspartei der anderen Vertragspartei nach Arti¬ 
kel 3 schriftlich als ein Unternehmen bezeichnet hat, das auf 
den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien internationalen 
Fluglinienverkehr betreiben soll. 

(2) Die Begriffe „Hoheitsgebiet“, „Fluglinienverkehr*. „internatio¬ 
naler Fluglinienverkehr“ und „Landung zu nichtgewerblichen 
Zwecken“ haben für die Anwendung dieses Abkommens die in 
den Artikeln 2 und 96 des Zivilluftfahrt-Abkommens in der jeweils 
letztgOltIgen Fassung festgelegte Bedeutung. 

Artikel 2 
Verkehrsrechte 

(1) Eine Vertragspartei gewährt der anderen Vertragspartei zum 
Betrieb des internationalen Fluglinienverkehrs durch die bezeich- 
neten Unternehmen auf den nach Absatz 2 festgelegten Linien 

a) das Recht, ihr Hoheitsgebiet ohne Landung zu überfliegen, 

b) das Recht, in ihrem Hoheitsgebiet zu nichtgewerblichen Zwek- 
ken zu landen. 


Being Parties to the Convention on International Civil Aviation 
opened for signature at Chicago on 7 December 1944, and 


Desiring to conclude an agreement for the purpose of establish- 
ing and operating air Services between and beyond their respec- 
tive territories, 

Have agreed as follows; 

Article 1 
Definitions 

(1) For the purposes of the present Agreement, unless the text 
othenvise requires: 

a) the term “the Convention” means the Convention on Interna¬ 
tional Civil Aviation opened for signature at Chicago on 7 
December 1944, and includes any Anrtex adopted under Arti¬ 
cle 90 of that Convention and any amendment of the Annexes 
or Convention under Articles 90 and 94 thereof; 

b) the term ‘aeronautical authorities” means in the case of the 
Federal Republic of Gemiany, the Federal Ministry of Trans¬ 
port; in the case of the Republic of Korea, the Minister of 
Construction and Transportation; or in both cases any other 
person or agency authorized to perfonm the furwtions exer- 
cised by the said authorities; 

c) the term ‘designated airtine* means any airtine that either 
Contracting Party has designated in writing to the other Con¬ 
tracting Party in accordance with Article 3 of the present 
Agreement as being an airtine which is to operate international 
air Services on the routes specified in accordance with Para¬ 
graph (2) of Article 2 of the present Agreement. 

(2) The terms “territory”, “air Service”, “international air Service" 
and “stop for non-traffic purposes” have, for the purpose of the 
present Agreement, the meaning laid down in Articles 2 and 96 of 
the Convention as amended at present or in future. 


Article 2 
Traffic Rights 

(1) Each Contracting Party shall grant to the other Contracting 
Party for the purpose of operating international air Services by 
designated airlines over the routes specified in accordance with 
Paragraph (2) of this Article, 

a) the right to fly across its territory without landing; 

b) the right to land in its territory for non-traffic purposes and 
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c) das Recht, in ihrem Hoheitsgebiet an den genannten Punkten 
auf den nach Absatz 2 festgelegten Linien zu lemden, um 
Fluggäste, Post und/oder Fracht gewerblich aufzunehmen urtd 
abzusetzen. 

(2) Dia Linien, auf denen die bezeichneten Unternehmen der 
Vertragsparteien internationalen Ruglinienverfcehr betreiben 
können, werden in einem Fluglinienplan durch Notenwechsel 

• zwischen den Regierungen der Vertragsparteien festgelegL 

(3) Nach Absatz 1 wird den bezeichneten Unternehmen einer 
Vertragspartei nicht das Recht gewährt, im Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei Fluggäste, Fracht oder Post g o werb äch 
aufzunehmen und gegen Entgelt an einen anderen Ort irtnerhalb 
des Hoheitsgebiets dieser arnferen Vertragspartei zu befördern. 

Artikel 3 

Erforderliche Genehmigungen 

(1) Oer internationale Fluglinienverkehr auf den nach Artikel 2 
Absatz 2 festgelegten Linien kann jederzeit aufgenommen wer¬ 
den, wenn 

a) die Vertragspartei, der die in Artikel 2 Absatz 1 genannten 
Rechte gewährt sind, ein oder mehrere Unternehmen schrift¬ 
lich bezeichnet hat und 

b) die Vertragspartei, die diese Rechte gewährt, dem oder den 
bezeichneten Unternehmen die Genehmigung erteilt haL den 
Ruglinienverkehr zu eröffnen. 

(2) Die Vertragspartei, die diese Rechte gewährt erteilt vorbe¬ 
haltlich der Absätze 3 urtd 4 dieses Artikels urKf vorbehaltlich des 
Artikels 9 unverzüglich die Genehmigung zum Betrieb des interna¬ 
tionalen Ruglinlenverkehrs. 

(3) Eine Vertragspartei kann von jedem bezeichneten Unter¬ 
nehmen der anderen Vertragspartei den Nachweis verlangen, 
daß es in der Lage ist den Erfordernissen zu entsprechen, die 
nach den Gesetzen urxi sorrstigen Vorschriften der erstgenannten 
Vertragspartei für den Betrieb des internationalen Luftverkehrs zu 
erfüllen sind. 

(4) Eine Vertragspartei kann einem bezeichneten Unternehmen 
der anderen Vertragspartei die Ausübung der in Artikel 2 gewähr¬ 
ten Rechte venraigerTt wenn das Unternehmen auf Verlartgen 
nicht den Nachweis erbringen kann, daß ein wesentlicher Teil des 
Eigemums an dem Unternehmen und seine tatsächRche Kontrolle 
Staatsangehörigen oder Körperschaften der arKferen Vertrags¬ 
partei oder dieser selbst zustehen. 

(5) Eine Vertragspartei kann die rtach Absatz 2 erteilte Geneh¬ 
migung widerrufen oder durch Auflagen eirrschränken, wem ^n 
bezeichnetes Unternehmen die Gesetze oder sonstigen Vorschrif¬ 
ten der die Rechte gewährenden Vertragspartei oder die Bestim¬ 
mungen dieses Abkommens nicht einhält oder die daraus sich 
ergebenden Verpflichtungen nicht erfüllt. Das gleiche gift, wenn 
der Nachweis nach Absatz 4 nicht erbracht wird. Von diesem 
Recht macht eine Vertragspartei nur nach einer Konsultation nach 
Artikel 14 Gebrauch, es sei dem, daß zur Vermeidung weiterer 
Verstöße gegen Gesetze oder sonstige Vorschriften eine sofortige 
Einstellung des Betriebs oder sofortige Auflagen erftirderlich 
sind. 

Artikel 4 

Gebühren für die Benutzung der Rughäfen 
und anderer LuflCalirtainilcMungen 

Die Gebühren, die im Hoheitsgebiet einer Vertragspartei für die 
Benutzung der Flughafen und anderer Luftfahrteinrichtungen 
durch die Luftfahrzeuge Jedes bezeichneten Untemehmerrs der 
anderen Vertragspartei erhoben werden, dürfen nicht höher sein 
als die Gebühren, die für Luftfahrzeuge eines inländischen Unter¬ 
nehmens in ähnlichem intematiortalen Ruglinienverkehr erhoben 
werden. 


c) the right to land in its territory at the points named on the 
routes specified in accoidance with paragraph (2) of this 
Article, in Order to take on or discharge passengers, mail 
and/or cargo on a commercial basis. 

(2) The routes over which the designated airlines of the Con¬ 
tracting Parties will be authorized to operate international air 
Services shall be specified in a Route Schedule to be agreed upon 
in an exchange of notes between the Governments of the Con¬ 
tracting Parties. 

(3) Nothing in paragraph (1) of this Article shall be deemed to 
confer on any designated airline of either Contracting Party the 
privilege of taking up. In the territory of the other Contracting Party, 
passertgers, cargo or mail carried for remuneration or hire and 
desUned for another point In the territory of that other Contracting 
Party. 

Article 3 

Necessary Authorizations 

(1) The international air Services on the routes specified in 
accordance with paragraph (2) of Article 2 of the present Agree¬ 
ment may be started at any time, provided 

a) the Contracting Party to whom the rights specified in para¬ 
graph (1) of Article 2 of the present Agreement are granted, 
has designated one or more airtines in writing, and 

b) the Contracting Party granting these rights has authorized the 
designated airline or airlines to initiate the air Services. 

(2) The Contracting Party granting these rights shall. subject to 
the provisions of paragrapte (3) and (4) of this Article and subject 
to the provisions of Article 9 of the present Agreement, give 
without delay the sakt authorization to operate the international air 
Service. 

(3) Each Contracting Party may require any aiiiine designated 
by the olher Contracting Party to salisfy it that it is qualified to meet 
tlw requirements prescribed under the taws and regulations of the 
first Corftracting Party governing the Operation of international air 
traffic. 

(4) Each Contracting Party may withhold the exercise of the 
rights provided for in Article 2 of the present Agreement from any 
airline designated by the other Contrecting Pauty it such airline is 
not able to prove upon request that substantial ownership and 
effecthre conttol of such airline are vested in nationals or corpora- 
tions of Ihe other Contracting Party or in that Party itself. 

(5) Each Contracting Party may revoke, or limit by the imposi- 
tion of conditions, the authorization granted in accordance with 
Paragraph (2) of this Article in the event of faiiure by a designated 
airline to comply with the laws and regulations of the Contracting 
Party granting the rights or to comply with the provisions of the 
present Agreement or to fulfil the obligations arising therefrom. 
This shall also apply If the proof referred to in paragraph (4) of this 
Artide is rx}! funiidied. Each Contracting Party shall exercise this 
ri^ only after consultatlon as provided for in Article 14 of the 
present Agreement, unless an immediate susperrsion of opera- 
tions or imposition of conditions is necessary to avoid further 
infringements of laws or regulations. 

Articleä 

Charges for the Use of Airports 
and Other Aviation Facilities 

The charges imposed in the territory of either Contracting Party 
for the use of akports and other aviation facilities by the aircraft of 
any designated airline of the other Contracting Party shall not be 
hi^r than those imposed on aircraft of a natiorral airline engaged 
in similar international air Services. 
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Artikel 5 

Zölle und sonstige Abgaben 

(1) Die von jedem bezeichneten Unternehmen der einen Ver¬ 
tragspartei verwendeten Luftfahrzeuge, die in das Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei einfliegen und aus ihm wieder ausflie¬ 
gen oder es durchfliegen, einschließlich der an Bord befindlichen 
Treibstoffe, Schmieröle, Ersatzteile, üblichen Ausrüstungsgegen¬ 
stände und Bordvorräte, bleiben frei von Zöllen und sonstigen bei 
der Einfuhr, Ausfuhr oder Durchfuhr von Waren erhobenen Ab¬ 
gaben. Das gilt auch für an Bord der Luftfahrzeuge befindliche 
Waren, die auf dem Flug über dem Hoheitsgebiet der anderen 
Vertragspartei verbraucht werden. 

(2) Treibstoffe, Schmieröle, Bordvorräte, Ersatzteile und übliche 
Ausrüstungsgegenstände, die in das Hoheitsgebiet der einen 
Vertragspartei vorübergehend eingeführt werden, um dort unmit¬ 
telbar oder nach Lagerung in die Luftfahrzeuge eines bezeichne¬ 
ten Unternehmens der anderen Vertragspartei eingebaut oder 
sonst an Bord genommen zu werden oder aus dem Hoheitsgebiet 
der erstgenannten Vertragspartei auf andere Weise wieder aus¬ 
geführt zu werden, bleiben frei von den in Absatz 1 genannten 
Zöllen und sonstigen Abgaben. Werbematerial und Beförderungs¬ 
dokumente jedes bezeichneten Unternehmens der einen Ver¬ 
tragspartei bleiben in Übereinstimmung mit den geltenden Geset¬ 
zen und sonstigen Vorschriften jeder Vertragspartei bei der Ein¬ 
fuhr in das Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei ebenfalls 
von den in Absatz 1 genannten Zöllen und sonstigen Abgaben 
frei. 

(3) Treibstoffe und Schmieröle, die im Hoheitsgebiet der einen 
Vertragspartei an Bord der Luftfahrzeuge jedes bezeichneten 
Unternehmens der anderen Vertragspartei genommen und im 
internationalen Fluglinienverkehr verwendet werden, bleiben frei 
von den in Absatz 1 genannten Zöllen und sonstigen Abgaben 
und von etwaigen besonderen Verbrauchsabgaben. 

(4) Eine Vertragspartei kann die in den Absätzen 1 bis 3 ge¬ 
nannten Waren unter Zollüberwachung halten. 

(5) Soweit für die in den Absätzen 1 bis 3 genannten Waren 
Zölle und sonstige Abgaben nicht erhoben werden, unterliegen 
diese Waren nicht den sonst für sie geltenden wirtschaftlichen 
Ein-, Aus- und Durchfuhrverboten und -beschränkungen. 

(6) Jede Vertragspartei gewährt für Gegenstände und Dienst¬ 
leistungen, die jedem bezeichneten Unternehmen der anderen 
Vertragspartei geliefert bzw. erbracht und für Zwecke seines 
Geschäftsbetriebs verwendet werden, auf der Grundlage der Ge¬ 
genseitigkeit eine Entlastung von der Umsatzsteuer oder von 
ähnlichen indirekten Steuern. Die Steuerentlastung kann durch 
eine Befreiung oder Erstattung erfolgen. 

Artikel 6 

Transfer von Einkünften 

Jede Vertragspartei gewährt jedem bezeichneten Unternehmen 
der anderen Vertragspartei das Recht, die im Hoheitsgebiet der 
erstgenannten Vertragspartei über die Ausgaben hinaus erzielten 
Einnahmen nach seiner Hauptgeschäftsstelle zu transferieren. 
Das Transferverfahren muß den Devisengesetzen und -bestim- 
mungen der Vertragspartei, in deren Hoheitsgebiet die Einkünfte 
erzielt wurden, entsprechen. Dieses Verfahren darf jedoch nicht 
zu einer Verringerung des Transferwerts oder zu einer ungebühr¬ 
lichen Verzögerung führen. 

Artikel 7 

Regelungen über das Beförderungsangebot 

(1) Den bezeichneten Unternehmen der Vertragsparteien wird 
in billiger und gleicher Weise Gelegenheit gegeben, den Flug¬ 
linienverkehr auf den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien 
zu betreiben. 

(2) Beim Betrieb des internationalen Fluglinienverkehrs auf den 
nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien nimmt jedes bezeich- 


Article 5 

Customs Duties and Other Charges 

(1) Aircraft operated by any designated airline of either Con¬ 
tracting Party and entering, departing again from, or flying across 
the territory of the other Contracting Party, as well as fuel, lu- 
bricants, spare parts, regulär equipment and aircraft Stores on 
board such aircraft, shall be exempt from customs duties and 
other charges levied on the occasion of importation, exportation or 
transit of goods. This shall also apply to goods on board the 
aircraft consumed during the flight across the territory of the latter 
Contracting Party. 

(2) Fuel, lubricants, aircraft Stores, spare parts and regulär 
equipment, temporarily imported into the territory of either Con¬ 
tracting Party, to be immediately or alter storage instalied in or 
otherwise taken on board the aircraft of a designated airline of the 
other Contracting Party, or to be otherwise exported again from 
ttre territory of the former Contracting Party, shall be exempt from 
the customs duties and other charges mentioned in paragraph (1) 
of Ulis Article. Advertising materials and transport documents of 
any designated airline of one Contracting Party shall, on the 
occasion of importation into the territory of the other Contracting 
Party, likewise be exempt in accordance with the provisions of the 
laws and regulations in force of each Contracting Party from the 
customs duties and ottter charges mentioned in paragraph (1) of 
this Article. 

(3) Fuel and lubricants taken on board the aircraft of any 
designated airline of either Contracting Party in the territory of the 
other Contracting Party and used in international air Services shall 
be exempt from the customs duties and other charges mentioned 
in paragraph (1) of this Article, as well as from any other special 
consumption charges. 

(4) Each Contracting Party may keep the goods mentioned in 
paragraphs (1) to (3) of this Article under customs supervision. 

(5) To the extent that no duties or other charges are imposed on 
goods mentioned in paragraphs (1) to (3) of this Article, such 
goods shall not be subject to any economic prohibitions or restric- 
tions on importation, exportation or transit that may otherwise be 
applicable. 

(6) Each Contracting Party shall, on a reciprocal basis, grant 
relief from tumover tax or similar indirect taxes on goods and 
Services supplied to any airline designated by the other Contract¬ 
ing Party and used for the purposes of its business. The tax relief 
may fake the form of an exemption or a refund. 


Article 6 

Transfer of Revenues 

Each Contracting Party shall grant to any designated airline of 
the other Contracting Party the right to remit to its head Office the 
excess over expenditure of receipts eamed in the territory of the 
first Contracting Party. The procedure for such remittances shall 
be in accordance with the foreign exchange laws and regulations 
of the Contracting Party in the territory of which üie revenues 
accrued. This procedure, however, may not lead to a reduction of 
the value of the remittance or to an undue delay. 

Article 7 

Capacity Regulations 

(1) There shall be fair and equal opportunity for the designated 
airiines of each Contracting Party to operate air Services on the 
routes specified in accordance with paragraph (2) of Article 2 of 
the present Agreement. 

(2) In the Operation of international air Services on the routes 
specified in accordance with paragraph (2) of Article 2 of the 
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nete Unternehmen einer Vertragspartei auf die Interessen jedes 
bezeichneten Unternehmens der anderen Vertragspartei Rück¬ 
sicht, damit der von diesen Unternehmen auf den gleichen Linien 
oder Teilen derselben betriebene Fluglinienverkehr nicht unge¬ 
bührlich beeinträchtigt wird. 

(3) Der internationale Fluglinienverkehr auf den nach Artikel 2 
Absatz 2 festgelegten Linien dient vor allem dazu, ein Beförde¬ 
rungsangebot bereitzustellen, das der voraussehbaren Verkehrs¬ 
nachfrage nach und von dem Hoheitsgebiet der Vertragspartei 
entspricht, welche die Unterrtehmen bezeichnet hat. Das Recht 
dieser Unternehmen, Beförderungen zwischen den im Hoheitsge¬ 
biet der anderen Vertragspartei gelegenen Punkten einer nach 
Artikel 2 Absatz 2 festgele^en Linie und Punkten in dritten Staa¬ 
ten auszuführen, wird im Interesse einer geordneten Entwicklung 
des internationalen Luftverkehrs so ausgeübt, daß das Beförde¬ 
rungsangebot angepaßt ist 

a) an die Verkehrsnachfrage nach und von dem Hoheitsgebiet 
der Vertragspartei, welche die Unternehmen bezeichnet hat, 

b) an die in den durchflogenen Gebieten bestehende Verkehrs¬ 
nachfrage unter Berücksichtigung des örtlichen und regiona¬ 
len Fluglinienverkehrs, 

c) an die Erfordernisse eines wirtschaftlichen Betriebs der Flug¬ 
linien des Durchgangsverkehrs. 

(4) Um eine billige und gleiche Behandlung der bezeichrteten 
Unternehmen zu erzielen, werden die Luftfahrtbehörden beider 
Vertragsparteien die Frequenz der Fiugdienste, die vorgesehenen 
Luftfahrzeugmuster hinsichtlich ihrer Kapazität sowie die Flugplä¬ 
ne nach den Grundsätzen der Absätze 1 bis 3 vereinbaren. 

Artikel 8 

Vorlage von Flugplänen 
und Austausch von Statistiken 

(1) Die bezeichneten Unternehmen legen den Luftfahrtbehör¬ 
den der Vertragsparteien spätestens neunzig Tage vor Aufnahme 
des Fluglinienverkehrs auf den nach Artikel 2 Absatz 2 festgeleg¬ 
ten Linien die Art der Dienste, die vorgesehenen Luftfahrzeugmu¬ 
ster und die Flugpläne zur Genehmigung vor. Entsprechendes gilt 
für jeden späteren Flugplan. Im Fall späterer Änderungen kann 
der obige Zeitraum von den Luftfahrtbehörden verkürzt werden. 

(2) Die Luftfahrtbehörde der einen Vertragspartei stellt der 
Luftfahrtbehörde der anderen Vertragspartei auf Ersuchen alle 
regelmäßigen oder sonstigen statistischen Unterlagen der be¬ 
zeichneten Unternehmen zur Verfügung, die vernünftigenveise 
angefordert werden können, um das von jedem bezeichneten 
Unternehmen der erstgenannten Vertragspartei auf den nach 
Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien bereitgestellte Beförde¬ 
rungsangebot zu überprüfen. Diese Unterlagen müssen alle An¬ 
gaben enthalten, die zur Feststellung des Umfangs sowie der 
Herkunft und Bestimmung des Verkehrs erforderlich sind. 

Artikel 9 
Tarife 

(1) Die Tarife, die von einem bezeichneten Unternehmen auf 
den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien für Ruggäste 
angewendet werden, bedürfen der Genehmigung durch die Luft¬ 
fahrtbehörde der Vertragspartei, in deren Hoheitsgebiet der Ab¬ 
gangspunkt der Flugreise (gemäß Angabe in den Beförderungs¬ 
dokumenten) liegt. 

(2) Die bezeichneten Unternehmen berücksichtigen in ihren 
Tarifen die Betriebskosten, einen angemessenen Gewinn, die 
bestehenden Wettbewerbs- und Marktbedingungen sowie die In¬ 
teressen der Nutzer. Die zuständige Luftfahrtbehörde darf die 
Erteilung der Genehmigung nur dann ablehnen, wenn ein Tarif 
diesen Kriterien nicht entspricht. 

(3) Die bezeichneten Unternehmen legen den Luftfahrtbehör¬ 
den die Tarife spätestens dreißig Tage vor dem vorgesehenen 
ersten Anwendungstag zur Genehmigung vor. 


present Agreement, any designated airline of either Contracting 
Party shall take account of the interests of any designated airline 
of the other Contracting Party so as not to affect unduly the air 
Services which the latter airline operates over the same routes or 
parts thereof. 

(3) The international air Services on the routes specified in 
accordance with paragraph (2) of Article 2 of the present Agree¬ 
ment shall have as their primary objective the Provision of capacity 
adequate fo the foreseeable traffic demand to and from the terri¬ 
tory of the Contracting Party designating the airlines. The right of 
such airlines to carry traffic between points of a route specified in 
accordance with paragraph (2) of Article 2 of the present Agree¬ 
ment which are located in the territory of the other Contracting 
Party and points in third countries shall be exercised, in the 
interests of an orderly development of international air transport, in 
such a way that capacity is related to: 

a) the traffic demand to and from the territory of the Contracting 
Party designating the airlines; 

b) the traffic demand existing in the areas through which the air 
Services pass, taking account of local and regional air Ser¬ 
vices; 

c) the requirements of an economical Operation of through traffic 
routes. 

(4) In Order that the designated airlines may be afforded fair and 
equal treatment, the aeronautical authoritles of the two Contract¬ 
ing Parties shall agree according to the principles contained in the 
aträve paragraphs upon the frequency of their Services, the types 
of aircraft to be used with regard to their capacity, as well as the 
flight schedules. 

Article 8 

Filing of Schedules 
and Exchange of Statistics 

(1) The designated airlines shall submit for approval to the 
aeronautical authoritles of the Contracting Parties not later than 
ninety days prior to the Initiation of air Services on the routes 
specified in accordance with paragraph (2) of Article 2 of the 
present Agreement the type of Service, the types of aircraft to be 
used and the flight schedules. The same applies to every future 
schedule. In the case of later changes, the aforementioned period 
may be reduced by the aeronautical authoritles. 

(2) The aeronautical authoritles of either Contracting Party shall 
fumish to the aeronautical authoritles of the other Contracting 
Party at their request such periodic or other Statistical data of the 
designated airlines as may be reasonably required for the purpose 
of reviewing the capacity provided by any designated airline of the 
first Contracting Party on the routes specified in accordance with 
paragraph (2) of Article 2 of the present Agreement. Such data 
shall include all Information required to determine the amount of 
traffic carried and the origins and destinations of such traffic. 

Article 9 
TarHfs 

(1) The tariffs fo be charged by a designated airline for passen- 
gers on the routes specified in accordance with paragraph (2) of 
Article 2 of the present Agreement shall be subject fo approval by 
the aeronautical authoritles of the Contracting Party in whose 
territory the point of departure of the joumey (according to the 
Information in the transport documents) is situated. 

(2) In their tariffs, the designated airlines shall take into account 
the cost of Operation, a reasonable profit, the prevailing conditions 
of competition and of the market as well as the interests of 
transport users. The competent aeronautical authorities may re- 
fuse to approve a tariff, only if it does not comply with these 
criteria. 

(3) The tariffs shall be submitted by the designated airlines to 
the aeronautical authorities for approvai not later than thirty days 
prior to the envisaged date of their introduction. 
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(4) Ist die Luftfahrtbehörde einer Vertragspartei mit einem ihr 
zur Genehmigung vorgelegten Tarif nicht einverstanden, so unter¬ 
richtet sie das betroffene Unternehmen innerhalb von einund¬ 
zwanzig Tagen nach dem Tag der Vorlage des Tarifs. Der Tarif 
darf in diesem Fall nicht angewendet werden. Anzuwenden ist 
weiterhin der bisherige Tarif, der durch den neuen Tarif ersetzt 
werden sollte. 

Artikel 10 

Gewerbliche Tätigkeiten 

(1) Jede Vertragspartei gewährt jedem bezeichneten Unterneh¬ 
men der anderen Vertragspartei auf der Grundlage der Gegensei¬ 
tigkeit das Recht, in ihrem Hoheitsgebiet Niederlassungen sowie 
Verwaltungs-, kaufmännisches und technisches Personal zu un¬ 
terhalten, soweit sie von dem bezeichneten Unternehmen benö¬ 
tigt werden. 

(2) Bei der Einrichtung der Niederlassungen und der Beschäfti¬ 
gung des Personals nach Absatz 1 sind die Gesetze und sonsti¬ 
gen Vorschriften der betreffenden Vertragspartei, wie die Gesetze 
und sonstigen Vorschriften Ober die Einreise von Ausländem und 
ihren Aufenthalt im Hoheitsgebiet der betreffenden Vertragspartei, 
einzuhalten. Das in den Niederlassungen nach Absatz 1 beschäf¬ 
tigte Personal benötigt jedoch keine Arbeitserlaubnis. 

(3) Jede Vertragspartei gewährt jedem bezeichneten Unterneh¬ 
men der anderen Vertragspartei auf der Grundlage der Gegensei¬ 
tigkeit das Recht der Selbstabfertigung von Fluggästen, Gepäck, 
Fracht und Post. Dieses Recht schließt den den Flughäfen vorbe¬ 
haltenen Bereich der luftseitigen Bodenverkehrsdienste (Ver¬ 
kehrsabfertigung der Luftfahrzeuge) nicht ein. 

(4) Jede Vertragspartei gewährt jedem bezeichneten Unterneh¬ 
men der anderen Vertragspartei das Recht, seine Beförderungs¬ 
leistungen auf eigenen Beförderungsdokumenten unmittelbar in 
eigenen Verkaufsräumen sowie durch seine Agenten im Hoheits¬ 
gebiet der anderen Vertragspartei an jeden Kunden in jeder Wäh¬ 
rung zu verkaufen. 

Artikel 11 
Luftsicherheit 

(1) In Übereinstimmung mit ihren völkerrechtlichen Rechten und 
Pflichten bekräftigen die Vertragsparteien ihre gegenseitige Ver¬ 
pflichtung, die Sicherheit der Zivilluftfahrt vor widerrechtlichen 
Eingriffen zu schützen. Ohne den allgemeinen Charakter ihrer 
völkerrechtlichen Rechte und Pflichten einzuschränken, handeln 
die Vertragsparteien insbesondere im Einklang mit dem am 
14. September 1963 in Tokyo Unterzeichneten Abkommen über 
strafbare und bestimmte andere an Bord von Luftfahrzeugen 
begangene Handlungen, dem am 16. Dezember 1970 in Den 
Haag Unterzeichneten Übereinkommen zur Bekämpfung der 
widerrechtlichen Inbesitznahme von Luftfahrzeugen, dem am 
23. September 1971 in Montreal Unterzeichneten Übereinkommen 
zur Bekämpfung widerrechtlicher Handlungen gegen die Sicher¬ 
heit der Zivilluftfahrt und dem am 24. Februar 1988 in Montreal 
Unterzeichneten Protokoll zur Bekämpfung widerrechtlicher ge¬ 
walttätiger Handlungen auf Flughäfen, die der internationalen 
Zivilluftfahrt dienen, in Ergänzung des am 23. September 1971 in 
Montreal beschlossenen Übereinkommens zur Bekämpfung 
widerrechtlicher Handlungen gegen die Sicherheit der Zivilluftfahrt. 

(2) Die Vertragsparteien gewähren einander auf Ersuchen jede 
erforderliche Unterstützung, um die widerrechtliche Inbesitznah¬ 
me ziviler Luftfahrzeuge und andere widerrechtliche Handlungen 
gegen die Sicherheit solcher Luftfahrzeuge, ihrer Fluggäste und 
Besatzung, von Flughäfen und Flugnavigationseinrichtungen so¬ 
wie jede sonstige Bedrohung der Sicherheit der Zivilluftfahrt zu 
verhindern. 

(3) Wird ein ziviles Luftfahrzeug widerrechtlich in Besitz genom¬ 
men oder werden sonstige widerrechtliche Eingriffe gegen die 
Sicherheit eines solchen Luftfahrzeugs, seiner Fluggäste und 
Besatzung sowie gegen die Sicherheit von Flughäfen oder Flug¬ 
navigationseinrichtungen begangen oder angedroht, so unterstüt- 


(4) If the aeronautical authorities of either Contracting Party do 
not consent to a tariff submitted for their approval, they shall 
inform the airline concemed within twenty-one days after the date 
of Submission of the tariff. In such case, this tariff shall not be 
applied. The tariff applied up to that time which was to be replaced 
by the new tariff shall continue to be applied. 

Article 10 

Commercial Activities 

(1) Each Contracting Party shall, on a reciprocal basis, grant to 
any designated airline of the other Contracting Party the right to 
maintain in its territory such Offices and administrative, commer¬ 
cial and technical personnel as are needed by the designated 
airline. 

(2) The establishment of the Offices and the employment of the 
personnel referred to in paragraph (1) of this Article shall be 
subject to the laws and regulations of the Contracting Party 
concemed, such as the laws and regulations relating to the admis- 
sion of foreigners and their stay in the territory of the Contracting 
Party concemed. The personnel employed in the Offices according 
to Paragraph (1) of this Article shall not, however, require a work 
permit. 

(3) Each Contracting Party shall, on a reciprocal basis, grant to 
any designated airline of the other Contracting Party the right of 
self-handling of passengers, baggage, cargo and mail. This right 
does not include air-side ground handling Services (aircraft ground 
handling), which remain the prerogative of the airport operators. 

(4) Each Contracting Party shall grant to any designated airline 
of the other Contracting Party the right to seil its transport senrices 
on its own transport documenfs directly in its own sales Offices and 
through its agents in the territory of the other Contracting Party to 
any customer in any currency. 

Article 11 
Aviation Security 

(1) Consistent with their rights and obligations under internation¬ 
al law, the Contracting Parties reaffirm their Obligation to each 
other to protect the security of civil aviation against acts of unlaw- 
ful interference. Without limiting the generality of their rights and 
obligations under international law, the Contracting Parties shall in 
particular act in conformity with the provisions of the Convention 
on Offences and Certain Other Acts Committed on Board Aircraft, 
signed at Tokyo on 14 September 1963, the Convention for the 
Suppression of UnlawfuI Seizure of Aircraft, signed at The Hague 
on 16 December 1970, the Convention for the Suppression of 
UnlawfuI Acts against the Safety of Civil Aviation, signed at Mon¬ 
treal on 23 September 1971, and the Protocol for the Suppression 
of UnlawfuI Acts of Violence at Airports Serving International Civil 
Aviation, Supplementary to the Convention for the Suppression of 
UnlawfuI Acts against the Safety of Civil Aviation, Done at Mon¬ 
treal on 23 September 1971, signed at Montreal on 24 February 
1988. 


(2) The Contracting Parties shall provide upon request all 
necessary assistance to each other to prevent acts of unlawfui 
seizure of civil aircraft and other acts of unlawfui interference 
against the safety of such aircraft, their passengers and crew, 
airports and air navigation facilities, and any other threat to the 
security of civil aviation. 

(3) When an incident or threat of an incident of unlawfui seizure 
of civil aircraft or other acts of unlawfui interference against the 
safety of such aircraft, their passengers and crew. airports or air 
navigation facilities occurs, the Contracting Parties shall, in mutual 
consultations, assist each other by facilitating Communications 
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zen die Vertragsparteien einander in gegenseitigen Konsultatio¬ 
nen durch Erleichterung des Femmeldeverkehrs und sonstige 
geeignete Maßnahmen, um solche Vorfälle oder solche Bedro¬ 
hungen so rasch zu beenden, wie dies bei möglichst geringer 
Gefährdung von Leben durchführbar ist. 

(4) Jede Vertragspartei trifft alle ihr durchführbar erscheinenden 
Maßnahmen, um sicherzustellen, daß ein Luftfahrzeug, das wi¬ 
derrechtlich in Besitz genommen wurde oder hinsichtlich dessen 
andere widerrechtliche Eingriffe vorgenommen wurden und das 
sich in ihrem Hoheitsgebiet am Boden befindet, dort festgehalten 
wird, sofern nicht sein Abflug aufgrund der vordringlichen Ver¬ 
pflichtung zum Schutz des Leberts der Besatzurtg und der Ruggä- 
ste erforderlich wird. Diese Maßnahmen sollten, soweit durch¬ 
führbar, auf der Grundlage gegenseitiger Konsultationen getroffen 
werden. 

(5) Die Vertragsparteien handeln in ihren gegenseitigen Bezie¬ 
hungen im Einklang mit den Luftsicherheitsvorschriften, die von 
der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation festgelegt und zu 
Anhängen des Zivilluftfahrt-Abkommens bestimmt werden, soweit 
diese Sicherheitsvorschriften auf die Vertragsparteien anwendbar 
sind; sie verlangen, daß die Halter von in ihr Register eingetrage¬ 
nen Luftfahrzeugen und die Luftfahrzeughalter, die ihren Hauptge¬ 
schäftssitz oder ihren ständigen Aufenthalt in ihrem Hoheitsgebiet 
haben, sowie die Betreiber von Rughäfen in ihrem Hoheitsgebiet 
im Einklang mit diesen Luftsicheiheitsvorschriften handeln. 

(6) Jede Vertragspartei erklärt sich damit einverstanden, daß 
von diesen Luftfahrzeughaltem verlangt werden ksmn, die in Ab¬ 
satz 5 genannten Sicherheitsvorschriften einzuhalten, die von der 
anderen Vertragspartei für den Einflug in ihr HoheitsgebieL den 
Ausflug aus ihrem Hoheitsgebiet oder den Aufenthalt in ihrem 
Hoheitsgebiet festgelegt wurden. Jede Vertragspartei gewährlei¬ 
stet, daß in ihrem Hoheitsgebiet Maßnahmen zum Schutz von 
Luftfahrzeugen und zur Durchleuchtung von Fluggästen, Besat¬ 
zung und Handgepäck sowie zur Durchführung angemessener 
Sicherheitskontrollen bei Gepäck, Fracht und Bordvorräten vor 
und bei dem Einsteigen oder Beladen wirksam angewendet wer¬ 
den. Jede Vertragspartei wird jedes Ersuchen der anderen Ver- 
tragsp>artei um vernünftige besondere Sicherheitsmaßnahmen zur 
Abwendung einer bestimmten Bedrohung wohlwollend prüfen. 

(7) Weicht eine Vertragspartei von den Luftsicherheitsvorschrif¬ 
ten dieses Artikels ab, so kann die Luftfahrtbehörde der anderen 
Vertragspartei um sofortige Konsultationen mit der Luftfahrtbehör¬ 
de der erstgenannten Vertragspartei ersuchen. Kommt innerhalb 
von dreißig Tagen nach dem Datum dieses Ersuchens eine zufrie¬ 
denstellende Einigung nicht zustande, so ist dies ein Grund, die 
Betriebsgenehmigung eines oder mehrerer Luftfahrtuntemehmen 
der erstgenannten Vertragspiartei vorzuenthalten, zu widerrufen, 
einzuschränken oder mit Auflagen zu versehen. Wenn eine ernste 
Notlage dies erfordert, kann eine Vertragspartei vor Ablauf dieser 
dreißig Tage vorläufige Maßnahmen treffen. 

Artikel 12 

Einreise und Kontrolle der Reisedokumente 

(1) Eine Vertragspiartel gestattet in ihrem Hoheitsgebiet den 
bezeichneten Unternehmen der aruferen Vertragspartei die 
Durchführung von Maßnahmen, die gewährleisten sollen, daß nur 
Personen mit den für die Einreise in oder die Durchreise durch das 
Hoheitsgebiet der arxieren Vertragspiartei erforderlichen Reise¬ 
dokumenten befördert werden. 

(2) Jede Vertragsprartei nimmt eine Person, die an ihrem Zielort 
zurückgewiesen wurde, nachdem dort festgestellt worden war, 
daß sie nicht einreiseberechtigt war, zum Zweck der Überprüfung 
auf, wenn sich diese Person vor ihrer Abreise nicht nur im unmit¬ 
telbaren Transit im Hoheitsgebiet dieser Vettragsp»rtei aufgehal¬ 
ten hat. Die Vertrags(>arteien weisen eine solche Person nicht in 
das Land zurück, in dem zuvor festgestellt worden isL daß sie 
nicht einreiseberechtigt ist. 

(3) Diese Bestimmung hindert die Behörden nicht daran, eine 
zurückgewiesene, nicht einreiseberechtigte Person einer weiteren 
Überprüfung zu unterziehen, um festzustellen, ob sie schließlidi 


and other appropriate measures intended to terminate as rapidly 
as commensurate wilh minimum risk to life such incident or threat 
thereof. 


(4) Each Contracting Party shall take measures, as it may find 
practicable, to ensure that an aircraft subjected to an act of 
unlawfui seizure or other acts of unlawfui interference which is on 
the ground in its territory is detained on the ground unless its 
depature is necessitated by the overriding duty to protect the lives 
of its crew and passengers. Wherever practicable, such measures 
shall be taken on the basis of mutual consukations. 


(5) The Contracting Parties shall, in their mutual relations, act in 
conformity with the aviation security provisions established by the 
International Civil Aviation Organization and designated as An¬ 
nexes to the Convention to the extern that such security provisions 
are aptplicable to the Contracting Parties; they shall require that 
o|>erators of aircraft of their registry or operators of aircraft who 
have their principal place of business or permanent residence in 
their territory and the operators of airpx>rts in their territory act in 
conformity with such aviation security provisions. 

(6) Each Contracting Party agrees that such operators of aircraft 
may be required to observe the aviation security provisions ref- 
erred to in paragraph (5) of this Article required by the other 
Contracting Party for entry into, departure from, or while within, the 
territory of that other Contracting Party. Each Contracting Party 
shall ensure that measures are effectively applied within its territ¬ 
ory to protect the aircraft and to screen passengers, crew and 
carry-on items and to carry out appropriate security checks on 
baggage, cargo and aircraft Stores prior to and during boarding or 
loading. Each Contracting Party shall look favourably on any 
request from the other Contracting Party for reasonable special 
security measures to meet a particular threat. 


(7) Should a Contracting Party depart from the aviation security 
provisions of this Article, the aeronautical authorities of the other 
Contracting Party may request immediate consukations with the 
aeronautical authorities of the former Contracting Party. Failure to 
reach a satisfactory agreement within thirty days of the date of 
such request shall constitute grounds for withholding, revoking, 
limking or imposing conditions on the operating authorization of an 
airline or airlines of the fomner Contracting Party. If required by a 
serious emergency, either Contracting Party may take interim 
action prior to the expiry of the above mentioned thirty days. 

Article 12 

Immigration and Control of Travel Documenta 

(1) Either Contracting Party shall pemnk, in ks territory, the 
designated airlines of the other Contracting Party to take 
measures to ensure that only persons wkh the travel documents 
required for entry into or transk through the territory of the other 
Contracting Party are carried. 

(2) Either Contracting Party shall accept for examination a 
person being retumed from his point of disembarkation after 
having been found inadmissible if this person previously stayed in 
ks territory before embarkation, other than in direct transit. A 
Contracting Party shall not retum such a person to the oountry 
where he was earlier found to be inadmissible. 


(3) This Provision is not intended to prevent public authorities 
from further examining a retumed inadmissible person to deter- 
mine his eventual acceptabilky in the State or make arrangements 
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in dem Staat aufgenommen werden kann, oder um Vorkehrungen 
für ihre Weiterbeförderung, Entfernung oder Abschiebung in einen 
Staat, dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt oder in dem sie aus 
anderen Gründen Aufnahme finden kann, zu treffen. Hat eine 
Person, von der festgestellt worden ist, daß sie nicht einreisebe¬ 
rechtigt ist, ihre Reisedokumente verloren oder zerstört, so er¬ 
kennt eine Vertragspartei statt dessen ein von den Behörden der 
Vertragspartei, bei der festgestellt wurde, daß die Person nicht 
einreiseberechtigt ist, ausgestelltes Dokument an, das die Um¬ 
stände von Abflug und Ankunft bestätigt. 

Artikel 13 

Meinungsaustausch 

Zwischen den Luftfahrtbehörden der Vertragsparteien findet 
nach Bedarf ein Meinungsaustausch statt, um eine enge Zusam¬ 
menarbeit und eine Verständigung in allen die Anwendung dieses 
Abkommens berührenden Angelegenheiten herbeizuführen. 

Artikel 14 
Konsultationen 

Zur Erörterung von Änderungen dieses Abkommens oder des 
Fluglinienplans oder von Auslegungsfragen kann eine Vertrags¬ 
partei jederzeit eine Konsultation beantragen. Das gilt auch für 
Erörterungen über die Anwendung des Abkommens, wenn nach 
Ansicht einer Vertragspartei ein Meinungsaustausch nach Arti¬ 
kel 13 kein zufriedenstellendes Ergebnis erbracht hat. Die Konsul¬ 
tation beginnt binnen sechzig Tagen nach Eingang des Antrags 
bei der anderen Vertragspartei. 

Artikel 15 

Beilegung von Streitigkeiten 

(1) Soweit eine Meinungsverschiedenheit über die Auslegung 
oder die Anwendung dieses Abkommens nicht nach Artikel 14 
beigelegt werden kann, wird sie auf Verlangen einer Vertragspar¬ 
tei einem Schiedsgericht unterbreitet. 

(2) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, indem jede 
Vertragspartei ein Mitglied bestellt und beide Mitglieder sich auf 
den Angehörigen eines dritten Staates als Vorsitzenden einigen, 
der von den Regierungen der Vertragsparteien bestellt wird. Die 
Mitglieder werden innerhalb von sechzig Tagen, der Vorsitzende 
innerhalb von neunzig Tagen bestellt, nachdem eine Vertragspar¬ 
tei der anderen mitgeteilt hat, daß sie die Meinungsverschieden¬ 
heit einem Schiedsgericht unterbreiten will. 

(3) Werden die in Absatz 2 genannten Fristen nicht eingehalten, 
so kann in Ermangelung einer anderen Vereinbarung eine Ver¬ 
tragspartei den Präsidenten des Rates der Internationalen Zivil¬ 
luftfahrt-Organisation (ICAO) bitten, die erforderlichen Ernennun¬ 
gen vorzunehmen. Besitzt der Präsident die Staatsangehörigkeit 
einer Vertragspartei oder ist er aus einem anderen Grund verhin¬ 
dert, so soll der Vizepräsident, der ihn vertritt, die Ernennungen 
vornehmen. 

(4) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehrheit. Sei¬ 
ne Entscheidungen sind für beide Vertragsparteien bindend. Jede 
Vertragspartei trägt die Kosten ihres Mitglieds sowie ihrer Vertre¬ 
tung in dem Verfahren vor dem Schiedsgericht; die Kosten des 
Vorsitzenden sowie die sonstigen Kosten werden von den Ver¬ 
tragsparteien zu gleichen Teilen getragen. Im übrigen regelt das 
Schiedsgericht sein Verfahren selbst. 

Artikel 16 

Einhaltung mehrseitiger Übereinkommen 

Tritt ein von den Vertragsparteien angenommenes allgemeines 
mehrseitiges Luftverkehrsübereinkommen in Kraft, so gehen des¬ 
sen Bestimungen vor. Erörterungen über die Feststellung, inwie- 


for his transfer, removal or deportation to a State of which he is a 
national or where he is otherwise acceptable. Where a person 
who has been found to be inadmissible has lost or destroyed his 
travel documents, a Contracting Party shall accept instead a 
document attesting to the circumstances of embarkation and 
arrival issuöd by the public authorities of the Contracting Party 
where the person was found to be inadmissible. 


Article 13 

Exchange of Views 

Exchanges of views shall take place as needed between the 
aeronautical authorities of the Contracting Parties in Order to 
achieve dose Cooperation and agreement in all matters pertaining 
to the application of the present Agreement. 

Article 14 
Consultations 

Consultation may be requested at any time by either Contract¬ 
ing Party for the purpose of discussing amendments to the present 
Agreement or to the Route Schedule or questions relating to 
Interpretation. The same applies to discussions concerning the 
application of the present Agreement if either Contracting Party 
considers that an exchange of views within the meaning of Article 
13 of the present Agreement has not produced any satisfactory 
results. Such consultation shall begin within sixty days from the 
date of receipt by the other Contracting Party of any such re- 
quest. 

Article 15 

Settlement of Disputes 

(1) To the extent that any disagreement concerning the Interpre¬ 
tation or application of the present Agreement cannot be settied in 
accordance with Article 14 of the present Agreement, it shall be 
submitted to an arbitral tribunal at the request of either Contracting 
Party. 

(2) Such arbitral tribunal shall be constituted ad hoc as follows: 
each Contracting Party shall appoint one member, and these two 
members shall agree upon a national of a third State as their 
Chairman to be appointed by the Governments of the two Con¬ 
tracting Parties. Such members shall be appointed within sixty 
days, and such chairman within ninety days, from the date on 
which either Contracting Party has informed the other Contracting 
Party of its intention to submit the disagreement to an arbitral 
tribunal. 

(3) If the periods specified In Paragraph (2) of this Article have 
not been observed, either Contracting Party may, in the absence 
of any other relevant arrangement, invite the President of the 
Council of the International Civil Aviation Organization (ICAO) to 
make the necessary appointments. If the President is a national of 
either Contracting Party or if he is othenwise prevented from 
discharging this function, the Vice-president deputizing for him 
should make the necessary appointments. 

(4) The arbitral tribunal shall reach its decisions by a majority of 
votes. Such decisions shall be binding on both Contracting Par¬ 
ties. Each Contracting Party shall bear the cost of its own member 
as well as of its representation in the arbitral proceedings; the cost 
of the Chairman and any other costs shall be bome in equal parts 
by the Contracting Parties. In all other respects, the arbitral tribu¬ 
nal shall determine its own procedure. 

Article 16 

Compliance wIth Multilateral Conventions 

In the event of a general multilateral air transport Convention 
accepted by the Contracting Parties entering into force, the provi- 
sions of such Convention shall prevail. Any discussions with a view 
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weit ein mehrseitiges Übereinkommen dieses Abkommen auf¬ 
hebt, ersetzt, ändert oder ergänzt, finden nach Artikel 14 statt. 

Artikel 17 
Registrierung 

Dieses Abkommen, alle seine Änderungen und jeder Noten¬ 
wechsel nach Artikel 2 Absatz 2 werden der Internationalen Zivil¬ 
luftfahrt-Organisation (ICAO) zur Registrierung übermittelt. 

Artikel 18 

Inkrafttreten, Geltungsdauer, Kündigung 

(1) Dieses Abkommen tritt einen Monat nach dem Tag in Kraft, 
an dem die Regierungen der Vertragsparteien einander notifiziert 
haben, daß die erforderlichen innerstaatlichen Voraussetzungen 
für das Inkrafttreten des Abkommens erfüllt sind. 

(2) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. 
Eine Vertragspartei kann die andere Vertragspartei jederzeit 
schriftlich von ihrer Absicht in Kenntnis setzen, das Abkommen zu 
beenden. In diesem Fall tritt das Abkommen ein Jahr nach Bn- 
gang der Mitteilung bei der anderen Vertragspartei außer Kraft, 
sofern nicht die Kündigung vor Ablauf dieser Zeit durch Vereinba- 
mng zurückgenommen wird. 


Zu Urkund dessen haben die hierzu gehörig befugten Unter¬ 
zeichneten dieses Abkommen unterschrieben. 

Geschehen zu Bonn am 7. März 1995 in zwei Urschriften, jede 
in deutscher, koreanischer und englischer Sprache, wobei jeder 
Wortlaut verbindlich ist. Bei unterschiedlicher Auslegung des 
deutschen und des koreanischen Wortlauts ist der englische 
Wortlaut maßgebend. 


to determining the extent to which the present Agreemerrt is 
terminated, superseded, amended or supplemented by the provi- 
sions of the multilateral Convention, shall take place in accordance 
with Article 14 of the present Agreement. 

Article 17 
Reglstration 

The present Agreement, any amendments to it and any ex- 
change of notes under paragraph (2) of Article 2 of the present 
Agreement shall be communicated to the International Civil Avi¬ 
ation Organization (ICAO) for reglstration. 

Article 18 

Entry into Force, Duratlon, Termination 

(1) The present Agreement shall enter into force one month 
from the date on which the Governments of the Contracting 
Parties have notified each other that the constitutlonal require- 
monts for the entry into force of the present Agreement have been 
fulfllled. 

(2) The present Agreement shall be concluded for an unlimited 
period. Either Contracting Party may at any time give written 
rrotice to the other Contracting Party of its Intention to terminate 
the present Agreement. In such case the present Agreement shall 
terminate one year after the date on which the notice was received 
by the other Contracting Party unless the notice to terminate is 
withdrawn by agreement before the expiry of this period. 


In witness whereof the undersigned, being duly authorized 
thereto, have signed the present Agreement. 

Done at Bonn on 7 March 1995 in duplicate in the German, 
Korean and English languages, all three texts being authentic. In 
case of divergent interpretations of the German and Korean 
texts, the English text shall prevail. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
For the Federal Republic of Genmany 
Kinkel 

Für die Republik Korea 
For the Repubiic of Korea 
Gong Ro Myung 
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ln einer 

Vereinbtirten Niederschrift 
vom 25. Januar 1995 

haben die Delegationen unter den Nummern 6 und 7 folgende Vereinbarungen im Hinblick 
auf Artikel 5 Abs. 2 und Artikel 10 Abs. 3 des abgestimmten Luftverkehrsabkommens 
getroffen; 


„6. Zu Artikel 5 Abs. 2 des Abkom* 
mens: 

In bezug auf die Befreiung von Werbemate¬ 
rial und Beförderungsdokumenten besteht 
Übereinstimmung darüber, daß die zustän¬ 
digen Behörden jeder Vertragspartei den 
Grundsatz der Gegenseitigkeit anwenden 
können, wenn die im Hoheitsgebiet einer 
Vertragspartei geltenden Gesetze und son¬ 
stigen Vorschriften ungünstige Auswirkun¬ 
gen auf die von der anderen Vertragspartei 
bezeichneten Luftfahrtuntemehmen haben. 

7. Zu Artikel 10 Abs. 3 des Abkom¬ 
mens: 

Die Selbstabfertigung kann nicht durchge¬ 
führt werden, solange ein physischer 
Raummangel im Flughafen besteht. Bei der 
Erlangung des für die Selbstabfertigung be¬ 
nötigten Raumes werden die bezeichneten 
Luftfahrtuntemehmen der anderen Ver¬ 
tragspartei, sobald in der Zukunft Raum 
verfügbar wird, genauso behandelt wie Luft¬ 
fahrtunternehmen von Drittländern (Meist¬ 
begünstigung).“ 


“6. As to Article 5 para. 2 of the Agree¬ 
ment: 

Conceming the exemption of advertising 
materials and transport documents, It is un- 
derstood that the competent authorities of 
either Contracting Party may apply the prin- 
ciple of reciprocity if the laws and regula- 
tions in force in the territory of one Contrac¬ 
ting Party have unfavourable effects on the 
airlines designated by the other Contracting 
Party. 

7. As to Article 10 para. 3 of the Agree¬ 
ment: 

The self-handling may not be realized as 
long as there is a physical constraint of 
space in the airport. In obtaining the space 
required for the self-handling, the designa¬ 
ted airlines of the other Contracting Party 
shall be equally treated as third country 
airlines when space becomes available in 
the future (most favoured nation treat- 
menl).” 
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Gesetz 

zu dem Abkommen vom 15. November 1995 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Namibia 
über den Luftverkehr 

Vom 24. April 1997 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Windhuk am 15. November 1995 Unterzeichneten Abkommen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Namibia über den Luftverkehr 
wird zugestimmt. Das Abkommen wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag. an dem das Abkommen nach seinem Artikel 21 in Kraft tritt, ist im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt utKi wird im Bundesgesetz¬ 
blatt verkündet. 


Berlin, den 24. April 1997 

Der Bundespräsident 
Roman Herzog 

Der Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 

Der Bundesminister für Verkehr 
Wissmann 

Der Bundesminister des Auswärtigen 
Kinkel 
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Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Republik Namibia - 

Vertragsparteien des Abkommens über die Internationale Zivil¬ 
luftfahrt, zur Unterzeichnung aufgelegt in Chicago am 7. Dezem¬ 
ber 1944, 

in dem Wunsch, in Ergänzung des genannten Abkommens ein 
Abkommen über die Einrichtung und den Betrieb des Fluglinien¬ 
verkehrs zwischen ihren Hoheitsgebieten und darüber hinaus zu 
schließen - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeuten, soweit sich aus 
dessen Wortlaut nichts anderes ergibt, 

a) „Zivilluftfahrt-Abkommen“ das am 7. Dezember 1944 in Chicago 
zur Unterzeichnung aufgelegte Abkommen über die Internatio¬ 
nale Zivilluftfahrt einschließlich aller nach dessen Artikel 90 
angenommenen Anhänge und aller Änderungen der Anhänge 
oder des Zivilluftfahrt-Abkommens selbst nach dessen Artikeln 
90 und 94, soweit diese Anhänge und Änderungen für beide 
Vertragsparteien in Kraft getreten oder von ihnen ratifiziert 
worden sind; 

b) „Luftfahrtbehörde“ in bezug auf die Bundesrepublik Deutsch¬ 
land das Bundesministerium für Verkehr, in bezug auf die 
Republik Namibia den für die Zivilluftfahrt zuständigen Minister 
oder in beiden Fällen jede Person oder Stelle, die zur Wahr¬ 
nehmung einer bestimmten Aufgabe, auf die sich dieses Ab¬ 
kommen bezieht, ermächtigt ist; 

c) ,7^bkommen“ dieses Abkommen und jede nach seinem Arti¬ 
kel 17 angenommene Änderung des Abkommens; 

d) „bezeichnetes Unternehmen“ ein Luftfahrtunternehmen, das 
nach Artikel 3 bezeichnet und genehmigt worden ist; 

e) „Vertragsparteien“ die Bundesrepublik Deutschland und die 
Republik Namibia, die Vertragsparteien dieses Abkommens 
sind. 

(2) Die Begriffe „Hoheitsgebiet“, „Fluglinienverkehr“, „internatio¬ 
naler Fluglinienverkehr*. „Luftfahrtuntemehmen“ und „Landung zu 
nichtgewerblichen Zwecken“ haben für die Anwendung dieses 
Abkommens die in den Artikeln 2 und 96 des Zivilluftfahrt-Abkom¬ 
mens festgefegte Bedeutung. 

(3) Der Begriff „Tarif“ bedeutet den Preis, der für die interna¬ 
tionale Beförderung von Fluggästen, Gepäck oder Fracht (aus¬ 
genommen Post) zu berechnen ist, und schließt folgendes ein: 

a) jeden Durchgangstarif oder Betrag, der für eine internationale 
Beförderung zu berechnen ist, die als solche vermarktet und 
verkauft wird, einschließlich derjenigen Durchgangstarife, die 
unter Verwendung von arKleren Tarifen oder von Anschluß¬ 
tarifen für eine Beförderung auf internationalen Strecken¬ 
abschnitten oder auf inländischen Streckenabschnitten, die 
Teil des internationalen Streckenabschnitts sind, gebildet 
werden; 

b) die Provision, die für den Verkauf von Flugscheinen für die 
Beförderung von Fluggästen und deren Gepäck oder für die 
entsprechenden Maßnahmen bei der Beförderung von Fracht 
zu zahlen ist; 

c) die Bedingungen, nach denen sich die Anwendbarkeit des 
Tarifs oder des Beförderungspreises oder die Provisions¬ 
zahlung richtet. 


The Federal Republic of Germany 
and 

The Republic of Namibia, 

Being Parties to the Convention on International Civil Aviation 
opened for signature at Chicago on 7 December 1944, 


Desiring to conclude an Agreement, supplementary to the said 
Convention, for the purpose of establishing and operating air 
Services between and beyond their respective territories. 


Have agreed as follows: 

Article 1 
Definitions 

(1) For the purposes of this Agreement, unless the context 
othenvise requires; 

(a) “the Convention" means the Convention on International Civil 
Aviation, opened for signature at Chicago on 7 December 
1944, and includes any Annex adopted under Article 90 of that 
Convention and any amendment to the Annexes or Conven¬ 
tion under Articles 90 and 94 thereof in so far as those 
Annexes and amendments have become effective for or have 
been ratified by both Contracting Parties; 

(b) “aeronautical authority* means, in the case of the Federal 
Republic of Germany, the Federal Ministry of Transport; in the 
case of the Republic of Namibia the Minister responsible for 
Civil Aviation; or in both cases any person or body authorized 
to petform any particular function to which this Agreement 
relates; 

(c) “Agreement” means this Agreement and any amendment of 
this Agreement adopted in accordance with Article 17 of this 
Agreement; 

(d) “designated airline” means an airline which has been designa- 
ted and authorized in accordance with Article 3 of this Agree¬ 
ment; 

(e) “Contracting Parties” mean the Federal Republic of Germany 
and the Republic of Namibia being Contracting Parties to this 
Agreement. 

(2) “Territory”, “air Service", “international air Service", “airline" 
and “stop for non-traffic purposes" have, for the purposes of this 
Agreement, the meaning laid down in Articles 2 and 96 of the 
Convention. 

(3) "TarifT means the price to be charged for the international 
carriage of passengers, baggage or cargo (excluding mail) and 
comprises: 

(a) any through tariff or amount to be charged for international 
carriage, marketed and sold as such, including through tariffs 
constructed using other tariffs or add-ons for carriage over 
international sectors or domestic sectors forming part of the 
international sector; 


(b) the Commission to be paid on the sales of tickets for the 
carriage of passengers and their baggage, or on the corre- 
sponding transactions for the carriage of cargo; and 

(c) the conditions that govem the applicability of the tariff, or the 
price for carriage, or the payment of Commission. 
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Er umfaßt auch 

d) alle wesentlichen Leistungen, die in Verbindung mit der Beför¬ 
derung erbracht werden; 

e) jeden Tarif für die als Zusatz zu einer internationalen Beförde¬ 
rung ver1<aufte Beförderung auf einem inländischen 
Streckenabschnitt, der für rein inländische Flüge nicht verfüg¬ 
bar ist und der nicht allen Beförderern im internationalen 
Verkehr und deren Kunden zu gleichen Bedingungen zur 
Verfügung gestellt werden kann. 

Artikel 2 

Gewährung von Verkehrsrechten 

(1) Eine Vertragspartei gewährt der anderen Vertragspartei 
hinsichtlich ihres internationalen Fluglinienverkehrs folgende 
Rechte; 

a) das Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei ohne Landung 
zu überfliegen; 

b) in diesem Hoheitsgebiet zu nichtgewerblichen Zwecken zu 
landen. 

(2) Jede Vertragspartei gewährt der anderen Vertragspartei die 
in diesem Abkommen für die Einrichtung und das Betreiben inter¬ 
nationalen Fluglinienverkehrs auf den nach Absatz 3 festgelegten 
Linien aufgeführten Rechte. Dieser Verkehr und diese Linien 
werden im folgenden als „vereinbarter Linienverkehr“ und „fest¬ 
gelegte Linien“ bezeichnet. Die von jeder Vertragspartei be- 
zeichneten Unternehmen haben beim Betrieb des vereinbarten 
Linienverkehrs auf den festgelegten Linien das Recht, an den für 
diese Linie festgelegten Punkten in dem genannten Hoheitsgebiet 
zum Absetzen und zum Aufnehmen internationalen Personen-, 
Gepäck-, Fracht- und Postverkehrs zu landen. 

(3) Die Linien, auf denen die bezeichneten Unternehmen der 
Vertragsparteien internationalen Fluglinienverkehr betreiben 
können, werden in einem Fluglinienplan, der von den Luftfahrtbe¬ 
hörden beschlossen und schriftlich niedergelegt wird, fesfgelegt. 

(4) Nach Absatz 1 oder 2 wird den bezeichneten Unternehmen 
einer Vertragspartei nicht das Recht gewährt, im Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei Fluggäste, Gepäck, Fracht und Post 
aufzunehmen und gegen Entgelt an einen anderen Ort innerhalb 
des Hoheitsgebiets dieser anderen Vertragspartei zu befördern. 

(5) Ist eines der bezeichneten Unternehmen einer Vertrags¬ 
partei aufgrund eines bewaffneten Konflikts, schwerer politischer 
Unruhen oder ähnlicher Entwicklungen sowie aufgrund beson¬ 
derer und ungewöhnlicher Umstände nicht in der Lage, Linienver¬ 
kehr auf seinen üblichen Linien durchzuführen, so bemüht sich die 
andere Vertragspartei nach besten Kräften, die weitere Durchfüh¬ 
rung dieses Verkehrs durch eine entsprechende Änderung der 
Linien zu erieichtem, einschließlich der vorübergehenden Gewäh¬ 
rung alternativer Rechte für den Zeitraum, der erforderlich ist, um 
vorbehaltlich der innerstaatlichen Voraussetzungen den weiteren 
Betrieb zu erleichtern. 

(6) Im Sinne der Absätze 1 und 5 kann jede Vertragspartei die 
Linien, die von den Unternehmen der anderen Vertragspartei über 
ihrem Hoheitsgebiet einzuhalten sind, sowie die Flughäfen, die 
benutzt werden können, festlegen. Dieser Absatz hebt jedoch 
die Bestimmungen des Artikels 5 oder irgendeine vereinbarte 
Einschränkung des Betriebs des Fluglinienverkehrs im Rahmen 
dieses Abkommens nicht auf. 

Artikel 3 

Bezeichnung und Betriebsgenehmigung 

(1) Der internationale Fluglinienverkehr auf den nach Artikel 2 
Absatz 3 festgelegten Linien kann jederzeit aufgenommen 
werden, wenn 

a) die Vertragspartei, der die in Artikel 2 Absatz 1 genannten 
Rechte gewährt werden, ein oder mehrere Unternehmen 
schriftlich bezeichnet hat. 


It also includes: 

(d) any significant benefits provided in association with the car- 
riage; 

(e) any tariff for carriage on a domestic sector which is sold as an 
adjunct to international carriage, which is not available for 
purely domestio travel and which is not made available on 
equal terms to all international carriers and users of their 
Services. 

Articte 2 

Grant of Trafflc Rights 

(1) Each Contracting Party grants to the other Contracting Party 
the following rights in respect of its scheduied international air 
Services; 

(a) to fly without landing across the territory of the other Contrac¬ 
ting Party; and 

(b) to make stops in the said territory for non-traffic purposes. 

(2) Each Contracting Party grants to the other Contracting Party 
the rights specified in this Agreement for the purpose of esta- 
blishing and operating scheduied international air Services on the 
routes specified in accordance with paragraph 3 below. Such 
Services and routes are hereinaffer calied “the agreed Services" 
and the “specified routes" respectively. The airlines designated by 
each Contracting Party shall enjoy while operating the agreed 
Services on the specified routes, the right to make stops in the said 
territory at the points specified for that route for the purpose of 
putting down and taking up international traffic in passengers, 
baggage, cargo and mail. 

(3) The routes over which the designated airlines of the Con¬ 
tracting Parties will be authorized to operate international air 
Services shall be specified in a Route Schedule as decided be- 
tween the aeronautical authorities and expressed in writing. 

(4) Nothing in paragraphs 1 or 2 above shall be deemed to 
confer on any designated airline of either Contracting Party the 
right to take on in the territory of the other Contracting Party 
passengers, baggage, cargo and mail carried for remuneration or 
hire and destined for another poinf within the territory of that other 
Contracting Party. 

(5) If because of armed conflict, serious political disturbance or 
other similar developments, or special and unusual circumstan- 
ces, any designated airline of one Contracting Party is unable to 
operate Services on any of its normal routes, the other Contracting 
Party shall use its best efforts to facilitate the continued Operation 
of such Services through appropriate rearrangement of any such 
routes, including the temporary granting of alternative rights for 
such time as may be necessary to facilitate, subject to national 
requirements, continued operations. 


(6) For the purpose of the application of paragraphs 1 and 5 
above, each Contracting Party may specify the routes to be 
followed above its territory by the airlines of the other Contracting 
Party and the airports which may be used. However, nothing in 
this Paragraph shall supersede the provisions contained in Arti- 
cle 5 of this Agreement or any agreed limitation on the Operation of 
air Services under this Agreement. 

Articfe 3 

Designation and Operating Authorization 

(1) The international air Services on the routes specified in 
accordance with Articie 2 (3) of this Agreement may be started at 
any time, provided that 

(a) the Contracting Party to whom the rights specified in Articie 2 
(1) of this Agreement are granted has designated one or more 
airlines in writing; 
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b) die Vertragspartei, die diese Rechte gewährt, dem oder den 

bezeichneten Unternehmen die Genehmigung erteilt hat, den 

Fluglinienverkehr zu erdffnen, und 

c) ein Tarif in Kraft ist. 

(2) Die Vertragspartei, die diese Rechte gewährt, erteilt vorbe¬ 
haltlich des Absatzes 3 dieses Artikels und des Artikels 11 
unverzüglich die Genehmigung zum Betrieb des internationalen 
Fluglinienverkehrs. 

(3) Eine Vertragspartei kann von jedem bezeichneten Unter¬ 
nehmen der anderen Vertragspartei den Nachweis verlangen, 
daß es in der Lage ist, den Erfordernissen zu entsprechen, die 
nach den Gesetzen und sonstigen Vorschriften der erstgenannten 
Vertragspartei für den Betrieb des internationalen Luftverkehrs zu 
erfüllen sind. 

(4) Eine Vertragspartei kann durch schriftliche Mitteilung an die 
andere Vertragspartei nach Maßgabe der Absätze 1 bis 3 ein von 
ihr bezeichnetes Unternehmen durch ein anderes Unternehmen 
ersetzen. Das als Ersatz bezeichnete Unternehmen genießt die 
gleichen Rechte und unterliegt den gleichen Verpflichtungen wie 
das Unternehmen, an dessen Stelle es getreten ist. 

Artikel 4 

Suspendierung, Einschränkung oder Widerruf 
der Betriebsgenehmigung 

Eine Vertragspartei kann die nach Artikel 3 Absatz 2 erteilte 
Genehmigung suspendieren, durch Auflagen einschränken oder 
widerrufen, wenn ein bezeichnetes Unternehmen die Gesetze 
oder sonstigen Vorschriften der die Rechte gewährenden 
Vertragspartei oder die Bestimmungen dieses Abkommens nidtt 
einhält oder die daraus sich ergebenden Verpflichtungen nicht 
erfüllt oder wenn die andere Vertragspartei die sich aus der 
Anwendung des Artikels 16 ergebenden Entscheidungen nicht 
befolgt. Vor der Suspendiening, der Einschränkung oder dem 
Widerruf werden Konsultationen nach Artikel 15 durchgeführt, es 
sei denn, daß zur Vermeidung weiterer Verstöße gegen Gesetze 
oder sonstige Vorschriften eine sofortige Einstellung des Betriebs 
oder sofortige Auflagen erforderlich sind. 

Artikel 5 

Anwendung von Gesetzen 
und sonstigen Vorschriften 

(1) Die Gesetze und sonstigen Vorschriften einer Vertragspartei 
betreffend den Ein- und Ausflug der im internationalen Luftverkehr 
verwendeten Luftfahrzeuge nach oder aus ihrem Hoheitsgebiet 
oder betreffend den Betrieb und den Verkehr solcher Luftfahr¬ 
zeuge innerhalb ihres Hoheitsgebiets gelten für die Luftfahrzeuge 
der bezeichneten Unternehmen der anderen Vertragspartei, wie 
sie für die eigenen Luftfahrzeuge gelten, und sind von diesen 
Luftfahrzeugen beim Ein- und Ausflug sowie während des Aufent¬ 
halts im Hoheitsgebiet der erstgenannten Vertragspartei zu be¬ 
folgen. 

(2) Die Gesetze und sonstigen Vorschriften einer Vertragspartei 
betreffend den Ein- und Ausflug von Fluggästen, Gepäck, ^Sat¬ 
zung, Post oder Fracht nach oder aus ihrem Hoheitsgebiet, ein¬ 
schließlich der Gesetze und sonstigen Vorschriften über Einreise, 
Abfertigung, Einwanderung, Pässe, Zoll, Quarantäne und sanitäre 
Maßnahmen, sind durch oder in bezug auf Fluggäste, Gepäck, 
Besatzung, Post oder Fracht der Unternehmen der anderen Ver¬ 
tragspartei beim Ein- und Ausflug sowie während des Aufenthalts 
im Hoheitsgebiet der erstgenannten Vertragspartei zu befolgen. 

Artikel 6 
Anerkennung 

von Zeugnissen und Erlaubnisscheinen 

Lufttüchtigkeitszeugnisse, Befähigungszeugnisse und Erlaub¬ 
nisscheine, die von einer Vertragspartei ausgestellt oder als gültig 
anerkannt worden sind und noch Gültigkeit besitzen, werden von 
der anderen Vertragspartei für den Betrieb des vereinbarten Li- 


(b) the Contracting Party granting fhese rights has authorized the 
designated airline or airlines to initiate the air Services; and 

(c) a tariff is in force. 

(2) The Contracting Party granting these rights shall, subject lo 
the provislons of paragraph 3 below as well as Article 11 of this 
Agreement, give without delay the said authorization to operate 
the international air Service. 

(3) Either Contracting Party may require any airline designated 
by the other Contracting Party to fumish proof that it is qualified to 
meet the requirements prescribed under the laws and regulations 
of the first Contracting Party governing the Operation of internatio¬ 
nal air traffic. 

(4) Either Contracting Party shall have the right to replace, by 
written communication to the other Contracting Party subject to 
the provisions of paragraphs 1 to 3 above, an airline it has 
designated by another airline. The Substitute designated airline 
shall have the same rights and be subject to the same obligations 
as the airline which it replaces. 

Article 4 

Suspension, Limitation or Revocation 
of Operating Authorization 

Either Contracting Party may suspend, limit by the imposition of 
conditions, or revoke the authorization granted in accordance with 
Article 3 (2) of this Agreement in the event of failure of a designa¬ 
ted airline to comply with the laws and regulations of the Contrac¬ 
ting Party granting the rights or to comply with the provisions of 
this Agreement or to fulfil the obligations arising therefrom or, in 
any ceise where the other Contracting Party falls to comply with 
any decision arising from the application of Article 16 of this 
Agreement. Such Suspension, limitation or revocation shall be 
preceded by consultations as provided for in Article 15 of this 
Agreement, unless an immediate Suspension of operations or 
imposition of conditions is necessary to avoid further infringe- 
menfs of laws or regulations. 

Article 5 

Application of Laws 
and Regulations 

(1) The laws and regulations of one Contracting Party relating to 
the admission to or departure from its territory of aircraft engaged 
in international air navigation, or to the Operation and navigation of 
such aircraft while within its territory, shall apply to the aircraft of 
the airlines designated by the other Contracting Party as they are 
applied to its own and shall be complied with by such aircraft upon 
entrance into or departure from and while within the territory of the 
first Contracting Party. 


(2) The laws and regulations of one Contracting Party relating to 
the admission to or departure from its tenitory of passengers, 
baggage, crew, mail or cargo of aircraft, including laws and regula¬ 
tions relating to entry, clearance, Immigration, passports, cu- 
stoms, quarantine and sanitary measures, shall be complied with 
by or on behalf of such passengers, baggage, crew, mail or cargo 
of the airlines of the other Contracting Party upon entrance into or 
departure from and while within the territory of the first Contracting 
Party. 

Article 6 
Recognition 

of Certificates and Licences 

Certificates of airworthiness, certificates of competency and 
licences issued or rendered valid by one Contracting Party, and 
still in force, shall be recognized as valid by the other Contracting 
Party for the purpose of operating the agreed senrices, provided 
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nienverkehrs als gültig anerkannt, sofern die Voraussetzungen, 
unter denen diese Zeugnisse oder Erlaubnisscheine ausgestellt 
oder als gültig anerkannt worden sind, den nach dem Zivilluft¬ 
fahrt-Abkommen festgelegten Mindestanforderungen entspre¬ 
chen oder darüber liegen. Jede Vertragspartei behält sich jedoch 
das Recht vor, den ihren eigenen Staatsangehörigen von der 
anderen Vertragspartei erteilten Befähigungszeugnissen und Er¬ 
laubnisscheinen für Flüge über dem eigenen Hoheitsgebiet die 
Anerkennung zu versagen. 


Artikel 7 

Gleichbehandlung bei den Gebühren 

Die Gebühren, die im Hoheitsgebiet einer Vertragspartei für die 
Benutzung der Flughäfen und anderer Luftfahrteinrichtungen und 
-dienste durch die Luftfahrzeuge jedes bezeichneten Unterneh¬ 
mens der anderen Vertragspartei erhoben werden, dürfen nicht 
höher sein als die Gebühren, die für Luftfahrzeuge inländischer 
Unternehmen in ähnlichem internationalen Fluglinienverkehr er¬ 
hoben werden. 


Artikel 8 
Befreiung 

von Zöllen und sonstigen Abgaben 

(1) Die von jedem bezeichneten Unternehmen der einen Ver¬ 
tragspartei verwendeten Luftfahrzeuge, die in das Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei einfliegen und aus ihm ausfliegen oder 
es durchfliegen, einschließlich der an Bord befindlichen Treibstof¬ 
fe. Schmieröle und anderen verbrauchbaren technischen Vorräte 
in den Tanks oder anderen Behältnissen im Luftfahrzeug (wie 
enteisende Flüssigkeit, Hydraulikflüssigkeit, Kühlflüssigkeit, usw.) 
und Ersatzteile, üblichen Ausrüstungsgegenstände und Bordvor¬ 
räte, bleiben frei von Zöllen, Kontrollgebühren und anderen ähnli¬ 
chen nationalen oder lokalen Zöllen sowie von sonstigen bei der 
Einfuhr, Ausfuhr oder Durchfuhr von Waren erhobenen Abgaben. 
Dies gilt auch für an Bord der Luftfahrzeuge befindliche Waren, 
die auf dem Flug über dem Hoheitsgebiet der anderen Vertrags¬ 
partei verbraucht werden. 

(2) Treibstoffe. Schmieröle und andere verbrauchbare techni¬ 
sche Vorräte, Ersatzteile, übliche Ausrüstungsgegenstände und 
Bordvorräte, die in das Hoheitsgebiet der einen Vertragspartei 
vorübergehend eingeführt werden, um dort unmittelbar oder nach 
Lagerung in die Luftfahrzeuge eines bezeichneten Unternehmens 
der anderen Vertragspartei eingebaut oder sonst an Bord genom¬ 
men zu werden oder aus dem Hoheitsgebiet der erstgenannten 
Vertragspartei auf andere Weise wieder ausgeführt zu werden, 
bleiben frei von den in Absatz 1 genannten Zöllen und sonstigen 
Abgaben. Werbematerial und Beförderungsdokumente jedes be¬ 
zeichneten Unternehmens der einen Vertragspartei bleiben bei 
der Einfuhr in das Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei eben¬ 
falls von den in Absatz 1 genannten Zöllen, Kontrollgebühren und 
anderen ähnlichen nationalen oder lokalen Zöllen sowie von son¬ 
stigen Abgaben frei. 

(3) Treibstoffe, Schmieröle und andere verbrauchbare techni¬ 
sche Vorräte, die im Hoheitsgebiet der einen Vertragspartei an 
Bord der Luftfahrzeuge jedes bezeichneten Unternehmens der 
anderen Vertragspartei genommen und im internationalen Flug¬ 
linienverkehr verwendet werden, bleiben frei von den in Absatz 1 
genannten Zöllen und sonstigen Abgaben und von etwaigen be¬ 
sonderen Verbrauchsteuern. 

(4) Eine Vertragspartei kann die in den Absätzen 1 bis 4 ge¬ 
nannten Waren unter Zollüberwachung halten. 

(5) Soweit für die in den Absätzen 1 bis 4 genannten Waren 
Zölle und sonstige Abgaben nicht erhoben werden, unterliegen 
diese Waren nicht den sonst für sie geltenden wirtschaftlichen 
Ein-, Aus- und Durchfuhrverboten und -beschränkungen. 

(6) Jede Vertragspartei gewährt für Gegenstände und Dienst¬ 
leistungen, die jedem bezeichneten Unternehmen der anderen 
Vertragspartei geliefert bzw. erbracht und für Zwecke seines 


that requirements under which such certificates or licences were 
issued or rendered valid were equal to or above the minimum 
Standards established pursuant to the Convention. Each Contrac¬ 
ting Party reserves the right, however, to refuse to recognize, for 
the purpose of flights above its own territory, certificates of compe- 
tency and licences granted to its own nationals by the other 
Contracting Party, 


Article 7 

Non-discrimination In respect of Charges 

The charges levied in the territory of either Contracting Party for 
the use of airports and other air navigation facilities and Services 
by the aircraft of any designated airline of the other Contracting 
Party shall not be higher than those levied on aircraft of national 
airlines engaged in similar international air Services. 


Article 8 
Exemption 

front Custonts Dutles and other Charges 

(1) Aircraft operated by any designated airline of either Contrac¬ 
ting Party and entering, departing from, or flying across the territo¬ 
ry of the other Contracting Party, as well as fuel, lubricants and 
other consumable technical supplies contained in the tanks or 
other receptacles on the aircraft such as de-icing fluid, hydraulic 
fluid, cooling fluid, etc., and spare parts, regulär equipment and 
aircraft Stores on board such aircraft, shall ^ exempt from cus- 
toms duties, inspection fees and other similar national or local 
duties and other charges levied on the occasion of importation, 
exportation or transit of goods. This shall also apply to goods on 
board the aircraft consumed during the flight across the territory of 
the latter Contracting Party. 


(2) Fuel, lubricants and other consumable technical supplies, 
spare parts, regulär equipment and aircraft Stores temporarily 
imported into the territory of either Contracting Party, there to be 
immediately or after storage instalied in or otherwise taken on 
board the aircraft of a designated airline of the other Contracting 
Party, or to be otherwise exported again from the territory of the 
fomner Contracting Party, shall be exempt from the customs duties 
and other charges mentioned in paragraph 1 above. Advertising 
materials and transport documents of any designated airline of 
one Contracting Party shall, on the occasion of imprortation into the 
territory of the other Contracting Party, likewise be exempt from 
customs duties, inspection fees and other similar national or local 
duties and other charges mentioned in paragraph 1 above. 


(3) Fuel, lubricants and other consumable technical supplies 
taken on board the aircraft of any designated airline of either 
Contracting Party in the territory of the other Contracting Party and 
used in international air Services shall be exempt from the cu¬ 
stoms duties and other charges mentioned in paragraph 1 above. 
as well as from any other special consumption taxes. 

(4) Either Contracting Party may keep the goods mentioned in 
paragraphs 1 to 4 above under customs supervision. 

(5) Where no customs duties or other charges are levied on 
goods mentioned in paragraphs 1 to 4 above, such goods shall not 
be subject to any economic prohibitions or restrictions on importa¬ 
tion, exportation or transit that may otherwise be applicable. 

(6) Each Contracting Party shall, on a reciprocal basis, exempt 
the designated airlines of the other Contracting Party from turn- 
over tax or similar indirect taxes on goods and Services supplied to 
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Geschäftsbetriebs verwendet werden, auf der Grundlage der 
Gegenseitigkeit eirre Befreiung von der Umsatzsteuer oder von 
ähnlichen indirekten Steuern. Die Steuerbefreiung kann durch 
eine Erstattung erfolgen. 

Artikel 9 

Überweisung von Einkünften 

Jede Vertragspartei gewährt den bezeichneten Unternehmen 
der anderen Vertragspartei das Recht, die von diesen Unterneh¬ 
men im Zusammenhang mit der Beförderung von Fluggiteten, 
Gepäck, Post und Fracht in ihrem Hoheitsgebiet erzielten Über¬ 
schüsse der Einkünfte gegenüber den Ausgaben ohne Beschrän¬ 
kung in einer harten konvertierbaren Währung zum amtlichen 
Wechselkurs zu übenveisen. 

Artikel 10 

Grundsätze für den Betrieb 
des vereinbarten Linienverkehrs 

(1) Jedem bezeichneten Unternehmen jeder Vertragspartei wird 
in billiger und gleicher Weise Gelegenheit gegeben, den Flug¬ 
linienverkehr auf den nach Artikel 2 Absatz 3 festgelegten Linien 
zu betreiben. 

(2) Beim Betrieb des internationalen Fluglinienvetkehrs auf den 
nach Artikel 2 Absatz 3 festgelegten Linien nimmt jedes bezeich- 
nete Unternehmen einer Vertragspartei auf die Interessen jedes 
bezeichneten Unternehmens der anderen Vertragspartei Rück¬ 
sicht, damit der von diesen Unternehmen auf den gleichen Linien 
oder Teilen derselben betriebene Fluglinienverkehr nicht unge¬ 
bührlich beeinträchtigt wird. 

(3) Der internationale Fluglinienverkehr auf den nach Artikel 2 
Absatz 3 festgelegten Linien dient vor allem dazu, bei Anwendung 
eines angemessenen Ladefaktors ein Befördemngsangebot be- 
reitzustellen, das der voraussehbaren Verkehrsnachfrage ein¬ 
schließlich saisonaler Schwankungen, nach und von den Hoheits¬ 
gebieten der Vertragsparteien entspricht, welche die Unterneh¬ 
men bezeichnet haben. Das Recht dieser Unternehmen - falls ein 
solches besteht -, Beförderungen zwischen den im HoheitsgeWet 
der anderen Vertragspartei gelegenen Punkten einer nach Arti¬ 
kel 2 Absatz 3 festgelegten Linie und Punkten in dritten Staaten 
auszuführen, wird im Interesse einer geordneten Entwicklung des 
internationalen Luftverkehrs so ausgeübt, daß das Beförderungs¬ 
angebot angepaßt ist 

a) an die Verkehrsnachfrage nach und von dem Hoheitsgebiet 
der Vertragspartei, welche die Unternehmen bezeichnet hat, 

b) an die in den durchflogenen Gebieten bestehende Verkehrs¬ 
nachfrage unter Berücksichtigung des örtlichen und regiona¬ 
len Ruglinienverkehrs und 

c) an die Erfordernisse eines wirtschaftlichen Betriebs der Flug¬ 
linien des Durchgangsverkehrs. 

(4) Um eine billige und gleiche Behandlung jedes bezeichneten 
Unternehmens zu gewährleisten, bedürfen die Frequenz der 
Flugdienste, die vorgesehenen Luftfahrzeugmuster hinsichtlich 
ihrer Kapazität sowie die Flugpläne der Genehmigung durch die 
Luftfahrtbehörden der Vertragsparteien. 

(5) Erforderlichenfalls sollen sich die Luftfahrtbehörden der 
Vertragsparteien bemühen, eine zufriedenstellende Regelung des 
Ladefaktore, des Beförderungsangebots und der Frequenzen zu 
erreichen. 

(6) Können die Vertragsparteien bei nochmaliger Prüfung keine 
Einigung in bezug auf das Beförderungsangebot für den verein¬ 
barten Fluglinienverkehr erzielen, so darf das Beförderungsan¬ 
gebot, das von den bezeichneten Unternehmen der Vertrags¬ 
parteien bereitgestellt werden kann, das vorher vereinbarte 
Gesamtangebot, einschließlich saisonaler Schwankungen, nicht 
übersteigen. 


and used for the purposes of its business by any such aiiiine. The 
tax exemption may take the form of a refund. 


Artlcle 9 

Transfer of Eamings 

Either Contracting Party shall grant to the designated airlines of 
the other Contracting Party the right of transfer without restric- 
tions. In a hard convertible currency, at the official rate of exchan- 
ge, of the excess of receipts over expenditure achieved by such 
airlmes in its territory in Connection with the carriage of passen- 
gers, baggage, mail and cargo. 


Artide 10 

Prlnclples Governing the Operation 
of the Agreed Services 

(1) There shall be fair and equalopportunity for any designated 
airlir^ of each Contracting Party to operate air Services on the 
routes specified in accordance with Artlcle 2 (3) of this Agree¬ 
ment. 

(2) In the Operation of international air Services on the routes 
specified in accordance with Artide 2 (3) of this Agreement any 
designated airtine of either Contracting Party shall take account of 
the Interests of any desigrtated airline of the other Contrading 
Party so as not to affed unduly the air Services which the latter 
airline operates over the same routes or parts thereof. 

(3) The international air Services on the routes specified in 
accordance with Artide 2 (3) of this Agreement shall have as their 
primary objective the Provision, at a reasonable load factor, of 
capacity commensurate with the foreseeable traffic demand, in- 
cluding seasonal variations, to and from the territories of the 
Contracting Parties designating the airlines. The right - if any - of 
such airlines to carry traffic between points on a route specified in 
accordance with Artide 2 (3) of this Agreement which are located 
in the territory of the other Contrading Party and points in third 
countries shall be exercised, in the Interests of an orderty develop¬ 
ment of international air transport, in such a way that capacity is 
related to; 

(a) the traffic demand to and from the territory of the Contracting 
Party designating the airlines; 

<b) the traffic demand existing in the areas through which the air 
Services pass, taking account of local and regional air Servi¬ 
ces; and 

(c) the requirements of an economical Operation of through traffic 
routes. 

(4) To ensure fair and equal treatment of any designated airtine, 
the frequency of Services, the types of aircraft to be used with 
regard to capacity, as well as the flight schedules shall be subjed 
to approval by the aeronautical authorities of the Contrading 
Parties. 

(5) The aeronautical authorities of the Contrading Parties 
should, if necessary, endeavour to reach a satisfadory arrange- 
ment regarding load factors, transport capacity and frequencies. 

(6) If, on review, the Contrading Parties fall to agree on the 
capacity to be provided on the agreed Services, the capacity that 
may be provided by the designated airlines of the Contracting 
Parties shall not exceed the total capacity, including seasonal 
variations, previously agreed to be provided. 
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Artikel 11 

Übermittlung von 
Betriebsangaben und Statistiken 

(1) Jede Vertragspartei verpflichtet ihre bezeichneten Unter¬ 
nehmen, den Luftfahrtbehörden der Vertragsparteien spätestens 
einen Monat vor Aufnahme des Fluglinienverkehrs auf den nach 
Artikel 2 Absatz 3 festgelegten Linien die Art der Dienste, die 
vorgesehenen Luftfahrzeugmuster und die Flugpläne mitzuteilen. 
Diese Verpflichtung gilt auch für spätere Änderungen. 

(2) Jede Vertragspartei stellt durch ihre Luftfahrtbehörde der 
Luftfahrtbehörde der anderen Vertragspartei auf Ersuchen alle 
regelmäßigen oder sonstigen statistischen Unterlagen der be¬ 
zeichneten Unternehmen zur Verfügung, die vernünftigerweise 
angefordert werden können, um das von jedem bezeichneten 
Unternehmen der erstgenannten Vertragspartei auf den nach 
Artikel 2 Absatz 3 festgelegten Linien bereitgestellte Beförde¬ 
rungsangebot zu überprüfen. Diese Unterlagen müssen alle An¬ 
gaben enthalten, die zur Feststellung des Umfangs sowie der 
Herkunft und Bestimmung des Verkehrs erforderlich sind. 

Artikel 12 

Gewerbliche Tätigkeiten 

(1) Jede Vertragspartei gewährt jedem bezeichneten Unter¬ 
nehmen der anderen Vertragspartei auf der Grundlage der Ge¬ 
genseitigkeit das Recht, in ihrem Hoheitsgebiet Niederlassungen 
sowie Fachkräfte für den technischen, geschäftlichen und betrieb¬ 
lichen Bereich sowie andere Fachkräfte zu unterhalten, soweit sie 
vemünftigenweise zur Bereitstellung des vereinbarten Linienver¬ 
kehrs benötigt werden. 

(2) Bei der Einrichtung der Niederlassungen und der Beschäfti¬ 
gung des Personals nach Absatz 1 sind die Gesetze und sonsti¬ 
gen Vorschriften der betreffenden Vertragspartei, wie die Gesetze 
und sonstigen Vorschriften über die Einreise von Ausländem und 
ihren Aufenthalt im Hoheitsgebiet der betreffenden Vertragspartei, 
einzuhalten. Das nach Absatz 1 beschäftigte Personal ist auf der 
Grundlage der Gegenseitigkeit von der Verpflichtung befreit, eine 
Arbeitserlaubnis zu besitzen. 

(3) Jede Vertragspartei gewährt jedem bezeichneten Unter¬ 
nehmen der anderen Vertragspartei auf der Grundlage der Ge¬ 
genseitigkeit das Recht der Selbstabfertigung von Fluggästen, 
Gepäck, Fracht und Post für die bezeichneten Unternehmen der 
anderen Vertragspartei. Dieses Recht schließt den den Flughäfen 
vorbehaltenen Bereich der luftseitigen Bodenverkehrsdienste, 
zum Beispiel die Verkehrsabfertigung der Luftfahrzeuge, nicht 
ein. 

(4) Jede Vertragspartei gewährt jedem bezeichneten Unterneh¬ 
men der anderen Vertragspartei das Recht, seine Beförderungs¬ 
leistungen auf eigenen Beförderungsdokumenten unmittelbar in 
eigenen Verkaufsräumen sowie durch seine Agenten im Hoheits¬ 
gebiet der anderen Vertragspartei an jeden Kunden in jeder Wäh¬ 
rung zu verkaufen. 

Artikel 13 
Luftsicherheit 

(1) In Übereinstimmung mit ihren völkerrechtlichen Rechten und 
Pflichten bekräftigen die Vertragsparteien ihre gegenseitige Ver¬ 
pflichtung, die Sicherheit der Zivilluftfahrt vor widerrechtlichen 
Eingriffen zu schützen. Ohne den allgemeinen Charakter ihrer 
völkerrechtlichen Rechte und Pflichten einzuschränken, handeln 
die Vertragsparteien insbesondere im Einklang mit dem am 
14. September 1963 in Tokyo Unterzeichneten Abkommen über 
strafbare und bestimmte andere an Bord von Luftfahrzeugen 
begangene Handlungen, dem am 16. Dezember 1970 in Den 
Haag Unterzeichneten Übereinkommen zur Bekämpfung der 
widerrechtlichen Inbesitznahme von Luftfahrzeugen, dem am 
23. September 1971 in Montreal Unterzeichneten Übereinkom- 


Article 11 

Communication of 
Operating Information and Statistics 

(1) Each Contracting Party shall oblige its designated airlines to 
communicate to the aeronautical authorities of the Contracting 
Parties at least one month prior to the Initiation of air Services on 
the routes specified in accordance with Article 2 (3) of this Agree¬ 
ment the type of Service, the types of aircraft to be used and the 
flight schedules. This Obligation shall likewise apply to later chan- 
ges. 

(2) Either Contracting Party shall through its aeronautical autho¬ 
rities fumish to the aeronautical authorities of the other Contrac¬ 
ting Party at their request such periodic or other Statistical data of 
the designated airlines as may be reasonably required for the 
purpose of reviewing the capacity provided by any designated 
aitiine of the first Contracting Party on the routes specified in 
accordance with Article 2 (3) of this Agreement. Such data shall 
include all Information required to determine the amount of traffic 
carried and the origlns and destinations of such traffic. 

Article 12 

Commerclal Activitles 

(1) Each Contracting Party grants, on a reciprocal basis, to any 
designated alrline of the other Contracting Party the right to 
maintain in its territory such Offices and specialists in the technical, 
managerial and operational fields as well as such other specialists 
as may reasonably be required for the Provision of the agreed 
Services. 

(2) The establishment of the Offices and the employment of the 
personnel referred to in paragraph 1 above shall be subject to the 
laws and regulatlons of the Contracting Party concemed, such as 
the laws and regulatlons relating to the admission of forelgners 
and their stay in the territory of the Contracting Party concemed. 
The personnel employed according to paragraph 1 above shall, on 
a reciprocal basis, be exempt from the requirement to hold a work 
permit. 

(3) Each Contracting Party grants, on a reciprocal basis. to any 
designated airline of the other Contracting Party the right of 
self-handling of passengers, baggage, cargo and mail for the 
designated airlines of the other Contracting Party. This right does 
not include air-side ground handling Services i.e. aircraft ground 
handling, which remain the prerogative of the airport operators. 


(4) Each Contracting Party grants to any designated airline of 
the other Contracting Party the right to seil its transport Services 
on its own transport documents directly in its own sales Offices and 
through its agents in the territory of the other Contracting Party to 
any customer in any currency. 


Article 13 
Aviation Security 

(1) Consistent with their rights and obligations under internatio¬ 
nal law, the Contracting Parties reaffirm their Obligation to each 
other to protect the security of civil aviation against acts of unlaw- 
ful interference. Without limiting the generality of their rights and 
obligations under international law, the Contracting Parties shall in 
particular act in conformity with the provisions of the Convention 
on Offences and Certain Other Acts Committed on Board Aircraft, 
signed at Tokyo on 14 September 1963, the Convention for the 
Suppression of UnlawfuI Seizure of Aircraft, signed at The Hague 
on 16 December 1970, the Convention for the Suppression of 
UnlawfuI Acts against the Safety of Civil Aviation, signed at Mon¬ 
treal on 23 September 1971, and the Protocol for the Suppression 
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men zur Bekämpfung widerrechtlicher Handlungen gegen die 
Sicherheit der Zivilluftfahrt und dem am 24. Februar 1988 in 
Montreal Unterzeichneten Protokoll zur Bekämpfung widerrecht¬ 
licher gewalttätiger Handlungen auf Flughäfen, die der interna¬ 
tionalen Zivilluftfahrt dienen, in Ergänzung des am 23. Septem¬ 
ber 1971 in Montreal beschlossenen Übereinkommens zur 
Bekämpfung widerrechtlicher Handlungen gegen die Sicherheit 
der Zivilluftfahrt. 

(2) Die Vertragsparteien gewähren einander auf Ersuchen jede 
erforderliche Unterstützung, um die widerrechtliche Inbesitznah¬ 
me ziviler Luftfahrzeuge und andere widerrechtliche Handlungen 
gegen die Sicherheit solcher Luftfahrzeuge, ihrer Fluggäste und 
Besatzung, von Flughäfen und Flugnavigationseinrichtungen so¬ 
wie jede sonstige Bedrohung der Sicherheit der Zivilluftfahrt zu 
verhindern. 

(3) Wird ein ziviles Luftfahrzeug widerrechtlich in Besitz genom¬ 
men oder werden sonstige widerrechtliche Eingriffe gegen die 
Sicherheit eines solchen Luftfahrzeugs, seiner Fluggäste und 
Besatzung sowie gegen die Sicherheit von Flughäfen oder Rug- 
navigationseinrichtungen begangen oder angedroht, so unterstüt¬ 
zen die Vertragsparteien einander in gegenseitigen Konsultatio¬ 
nen durch Erleichtenjng des Femmeldeverkehrs und sonstige 
geeignete Maßnahmen, um solche Vorfälle oder solche Bedro¬ 
hungen so rasch zu beenden, wie dies bei möglichst geringer 
Gefährdung von Leben durchführbar ist. 

(4) Jede Vertragspartei trifft alie ihr durchführbar erscheinenden 
Maßnahmen, um sicherzustellen, daß ein Luftfahrzeug, das 
widerrechtlich in Besitz genommen wurde oder hinsichtlich 
dessen andere widerrechtliche Eingriffe vorgenommen wurden 
und das sich in ihrem Hoheitsgebiet am Boden befindet, dort 
festgehalten wird, sofern nicht sein Abflug aufgrund der vordring¬ 
lichen Verpflichtung zum Schutz des Lebens der Besatzung und 
der Fluggäste erforderlich wird. Diese Maßnahmen sollten, soweit 
durchführbar, auf der Grundlage gegenseitiger Konsultationen 
getroffen werden. 

(5) Die Vertragsparteien handeln in ihren gegenseitigen Bezie¬ 
hungen im Einklang mit den Luftsicherheitsvorschriften, die von 
der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation festgelegt und zu 
Anhängen des Zivilluftfahrt-Abkommens bestimmt werden, soweit 
diese Sicherheitsvorschriften auf die Vertragsparteien anwendbar 
sind; sie verlangen, daß die Halter von in ihr Register eingetrage¬ 
nen Luftfahrzeugen und die Luftfahrzeughalter, die ihren Hauptge¬ 
schäftssitz oder ihren ständigen Aufenthalt in ihrem Hoheitsgebiet 
haben, sowie die Betreiber von Flughäfen in ihrem Hoheitsgebiet 
im Einklang mit diesen Luftsicherheitsvorschriften handeln. 

(6) Jede Vertragspartei erklärt sich damit einverstanden, daß 
von diesen Luftfahrzeughaltem verlangt werden kann, die in Ab¬ 
satz 5 genannten Sicherheitsvorschriften einzuhalten, die von der 
anderen Vertragspartei für den Einflug in ihr Hoheitsgebiet den 
Ausflug aus ihrem Hoheitsgebiet oder den Aufenthalt in ihrem 
Hoheitsgebiet festgelegt wurden. Jede Vertragspartei gewähr¬ 
leistet, daß in ihrem Hoheitsgebiet Maßnahmen zum Schutz von 
Luftfahrzeugen und zur Durchleuchtung von Ruggästen, Be¬ 
satzung und Handgepäck sowie zur Durchfühnjng angemessener 
Sicherheitskontrollen bei Gepäck, Fracht und Bordvorräten vor 
und bei dem Einsteigen oder Beladen wirksam angewendet 
werden. Jede Vertragspartei wird jedes Ersuchen der anderen 
Vertragspartei um vernünftige besondere Sicherheitsmaßnahmen 
zur Abwendung einer bestimmten Bedrohung wohlwollend 
prüfen. 

(7) Weicht eine Vertragspartei von den Luftsicherheitsvorschrif¬ 
ten dieses Artikels ab, so kann die Luftfahrtbehörde der anderen 
Vertragspartei um sofortige Konsultationen mit der Luftfahrtbehör¬ 
de der erstgenannten Vertragspartei ersuchen. Kommt innerhalb 
eines Monats nach dem Datum dieses Ersuchens eine zufrieden¬ 
stellende Einigung nicht zustande, so ist dies ein Grund, die 
Betriebsgenehmigung eines oder mehrerer Luftfahrtuntemehmen 
der erstgenannten Vertragspartei vorzuenthalten, zu widerrufen, 
einzuschränken oder mit Auflagen zu versehen. Wenn eine ernste 
Notlage dies erfordert, kann eine Vertragspartei vor Ablauf dieses 
Monats vorläufige Maßnahmen treffen. 


of UnlawfuI Acts of Violence at Airports Serving International Civil 
Aviation, Supplementary to the Convention for the Suppression of 
UnlawfuI Acts against the Safety of Civil Aviation, Done at Mon¬ 
treal on 23 September 1971, signed at Montreal on 24 February 
1988. 


(2) The Contracting Parties shall provide upon reguest all ne- 
cessary assistance to each other to prevent acts of unlawfui 
seizure of civil aircraft and other acts of unlawfui interference 
against the safety of such aircraft, their passengers and crew, 
airports and air navigation facilities, and any other threat to the 
Security of civil aviation. 

(3) When an incident or threat of an incident of unlawfui seizure 
of civil aircraft or other acts of unlawfui interference against the 
safety of such aircraft, their passengers and crew, airports or air 
navigation facilities occurs, the Contracting Parties shall, in mutual 
consultation, assist each other by facilitating Communications and 
other appropriate measures intended to terminate as rapidly as 
commensurate wifh minimum risk to life such incident or threat 
thereof. 


(4) Each Contracting Party shall take measures, as it may find 
practicable, to ensure that an aircraft subjected to an act of 
unlawfui seizure or other acts of unlawfui interference which is on 
the ground in its territory is detained on the ground unless its 
departure is necessitated by the overriding duty to protect the lives 
of its crew and peissengers. Wherever practicable, such measures 
shall be taken on the basis of mutual consultations. 


(5) The Contracting Parties shall, in their mutu 2 Ü relations, act in 
conformity with the aviation security provisions established by the 
International Civil Aviation Organization and designated as An¬ 
nexes to the Convention to the extent that such security provisions 
are applicable to the Contracting Parties; they shall require that 
operators of aircraft of their registry or operators of aircraft who 
have their principal place of business or permanent residence in 
their territory and the operators of airports in their territory act in 
conformity with such aviation security provisions. 

(6) Each Contracting Party agrees that such operators of aircraft 
may be required to observe the aviation security provisions refer- 
red to in paragraph 5 above required by the other Contracting 
Party for entry into, departure from, or while within, the territory of 
that other Contracting Party. Each Contracting Party shall ensure 
that measures are effectively applied within its territory to protect 
the aircraft and to screen passengers, crew and carty-on items 
arrd to carry out appropriate security checks on baggage, cargo 
and aircraft Stores prior to and during boarding or loading. Each 
Contracting Party shall look favourably on any request from the 
other Contracting Party for reasonable special security measures 
to meet a particular threat. 


(7) Should a Contracting Party depart from the aviation security 
provisions of this Article, the aeronautical authorities of the other 
Contracting Party may request immediate consultations with the 
aeronautical authorities of the formet Contracting Patty. Failure to 
reach a satisfactory ag reement within one month of the date of 
such request shall constitute grounds for withholding, revoking, 
limiting or imposing conditions on the operating authorization of an 
airline or airlines of the formet Contracting Party. If required by a 
serious emergency, either Contracting Party may take interim 
action prior to the expiry of the month. 
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Artikel 14 

Einreise und Kontrolle der Relsedokumente 

(1) Auf Ersuchen einer Vertragspartei gestattet die andere 
Vertragspartei den Unternehmen, die in beiden Staaten Luftver¬ 
kehrsrechte ausüben, die Durchführung von Maßnahmen, die 
gewährleisten sollen, daß nur Ruggäste mit den für die Einreise in 
oder die Durchreise durch den ersuchenden Staat erforderlichen 
Reisedokumenten befördert werden. 

(2) Jede Vertragspartei nimmt eine Person, die an ihrem Zielort 
zurückgewiesen wurde, nachdem dort festgesteitt worden war, 
daß sie nicht einreiseberechtigt war, zum Zweck der Überprüfung 
auf, wenn sich diese Person vor ihrer Abreise nicht nur im un¬ 
mittelbaren Transit im Hoheitsgebiet dieser Vertragspartei aufge¬ 
halten hat. Die Vertragsparteien weisen eine solche Person nicht 
in das Land zurück, in dem zuvor festgestellt worden ist, daß sie 
nicht einreiseberechtigt ist. 

(3) Diese Bestimmung hindert die Behörden nicht daran, eine 
zurückgewiesene, nicht einreiseberechtigte Person einer weiteren 
Überprüfung zu unterziehen, um festzustellen, ob sie schließlich 
in dem Staat aufgenommen werden kann, oder um Vorkehrungen 
für ihre Weiterbeförderung, Entfernung oder Abschiebung in einen 
Staat, dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt oder in dem sie aus 
anderen Gründen Aufnahme finden kann, zu treffen. Hat eine 
Person, von der festgestellt worden ist, daß sie nicht einreise¬ 
berechtigt ist, ihre Reisedokumente verloren oder zerstört, so 
erkennt eine Vertragspartei statt dessen ein von den Behörden 
der Vertragspartei, bei der festgestellt wurde, daß die Person nicht 
einreiseberechtigt ist, ausgestelltes Dokument an, das die Um¬ 
stände von Abflug und Ankunft bestätigt. 


Artikel 15 

Meinungsaustausch und Konsultationen 

(1) Zwischen den Luftfahrtbehörden der Vertragsparteien findet 
nach Bedarf ein Meinungsaustausch statt, um eine enge Zusam¬ 
menarbeit und eine Verständigung in allen die Anwendung dieses 
Abkommens berührenden Angelegenheiten herbeizuführen. 

(2) Zur Erörterung von ArKferungen dieses Abkommens oder 
des Fiuglinienplans oder von Auslegungsfragen kann eine Ver¬ 
tragspartei jederzeit Konsultationen oder Verhandlungen bean¬ 
tragen. Dies gilt auch für Erörterungen über die Anwendung des 
Abkommerrs, wenn nach Ansicht einer Vertragspartei ein Mei¬ 
nungsaustausch nach Absatz 1 kein zufriedenstellendes Ergebnis 
erbracht hat. Die Konsultationen oder Verhandlungen beginnen 
innerhalb von zwei Monaten nach Eingang des Antrags bei der 
anderen Vertragspartei. 


Artikel 16 

Beilegung von Streitigkeiten 

(1) Soweit eine Meinungsverschiedenheit über die Auslegung 
oder Anwendung dieses Abkommens nicht nach Artikel 15 beige¬ 
legt werden kann, können die Vertragsparteien vereinbaren, die 
Streitigkeit einer befugten Person zur Vermittlung zu unterbreiten. 
Wird keine Beilegung erreicht, so wird die Streitigkeit auf Verlan¬ 
gen einer Vertragspartei einem Schiedsgericht unterbreitet. 

(2) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, indem jede 
Vertragspartei ein Mitglied bestellt und beide Mitglieder sich auf 
den Angehörigen eines dritten Staates als Vorsitzenden einigen, 
der von den Regierungen der Vertragsparteien bestellt wird. Die 
Mitglieder werden innerhalb von zwei Monaten, der Vorsitzende 
innerhalb von drei Monaten bestellt, nachdem die eine Vertrags¬ 
partei der anderen mitgeteilt hat, daß sie die Meinungsverschie¬ 
denheit einem Schiedsgericht unterbreiten will. 

(3) Werden die in Absatz 2 genannten Fristen nicht eingehalten, 
so kann in Ermangelung einer anderen Vereinbarung jede Ver¬ 
tragspartei den Präsidenten des Rates der Internationalen Zivil¬ 
luftfahrt-Organisation bitten, die erforderlichen Ernennungen 


Artlcle 14 

Immigration and Control of Travel Documents 

(1) Upon the request ot either Contracting Party the other 
Contracting Party shall permit the airlines which exercise air traffic 
rights in both countries to take measures to ensure that only 
passengers with the travel documents required for entry into or 
transit through the requesling State are carried. 

(2) Ether Contracting Party shall accept for examination a 
person being retumed from his point of disembarkation after 
having been found inadmissible if this person previously stayed in 
Hs territory before embarkation, other than in direct transit. A 
Contracting Party shall not retum such a person to the country 
where he was eartier found to be inadmissible. 


(3) This Provision Is not intended to prevent public authorities 
from further examining a retumed inadmissible person to determi- 
ne his eventual acceptability in the State or from making arrange- 
ments for his transfer, removal or deportation to a State of which 
he is a national or where he is otherwise acceptable. Where a 
person who has been found to be inadmissible has lost or de- 
stroyed his travel documents, a Contracting Party shall accept 
instead a document attesting to the circumstances of embarkation 
and arrival issued by the public authorities of the Contracting Party 
where the person was found to be inadmissible. 


Artlcle 15 

Exchange of Views and Consultations 

(1) Exchanges of views shall take place as needed between the 
aeronautical authorities of the Contracting Parties in order to 
achieve dose Cooperation and agreement in all matters pertaining 
to the application of this Agreement. 

(2) ConsuKations or negotiations may be requested at any time 
by eKher Contracting Party for the purpose of discussing amend- 
ments to this Agreement or to the Route Schedule or questions 
relating to interpretation. The same applies to discussions concer- 
ning the application of this Agreement if either Contracting Party 
considers that an exchange of views within the meaning of Para¬ 
graph 1 above has not produced any satisfactory results. Such 
consultations or negotiations shall begin within two months of the 
date of receipt by the other Contracting Party of any such re¬ 
quest. 

Artlcle 16 

Settlement of Disputes 

(1) Where any disagreement conceming the interpretation or 
application of this Agreement canrrot be settied in accordance with 
Article 15 of this Agreement, the Contracting Parties may agree to 
refer the dispute to a competent person for mediation. If Settle¬ 
ment is not reached the dispute shall be submitted to an aibitral 
tribunal at the request of either Contracting Party. 

(2) Such arbitral tribunal shall be constituted ad hoc as follows: 
each Contracting Party shall appoint one member, and these two 
members shall agree upon a national of a third State as their 
Chairman to be appointed by the Governments of the Contracting 
Parties. Such members shall be appointed within two months, and 
such Chairman within three months of the date on which either 
Contracting Party has informed the other Contracting Party ot its 
Intention to submit the dispute to an arbitral tribunal. 

(3) H the periods specified in paragraph 2 above have not been 
observed, either Contracting Party may, in the absence of any 
other relevant arrangement, invHe the President of the Council of 
the International Civil Aviation Organization to make the necessa- 
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vorzunehmen. Die von dem Präsidenten zu ernennenden 
Schiedsrichter dürfen weder Staatsangehörige einer der Vertrags¬ 
parteien sein noch dort ihren ständigen Aufenthalt haben. 

(4) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehrheit. Seine 
Entscheidungen sind für die Vertragsparteien bindend. 

(5) Jede Vertragspartei trägt die Kosten des Honorars und der 
Aufwendungen seines nach Absatz 2 oder 3 ernannten Schieds¬ 
richters. Das Honorar und die Aufwendungen des dritten Schieds¬ 
richters sowie die Ausgeiben des Gerichts, deren Art und Ober¬ 
grenzen vorher von den Vertragsparteien zu vereinbaren sind, 
werden zu gleichen Teilen zwischen den Vertragsparteien aufge¬ 
teilt und von ihnen getragen. Im übrigen regelt das Schiedsgericht 
sein Verfahren selbst. 

Artikel 17 
Änderungen 

Dieses Abkommen kann nach dem in Artikel 15 Absatz 2 und 
Artikel 21 genannten Verfahren geändert werden. 

Artikel 18 
Mehrseitige 

Luftverkehrsübereinkommen 

Tritt ein für beide Vertragsparteien verbindliches mehrseitiges 
Luftverkehrsübereinkommen in Kraft, so gehen dessen Be¬ 
stimmungen vor. Erörterungen zur Feststellung, inwieweit ein 
mehrseitiges Übereinkommen dieses Abkommen beendet, er¬ 
setzt, ändert oder ergänzt, finden nach Artikel 15 statt. 


Artikel 19 

Registrierung bei der 
Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation 

Dieses Abkommen und jede Änderung desselben wird der 
Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation zur Registrierung über¬ 
mittelt. 

ArUkel 20 

Frühere Abkommen 

Dieses Abkommen tritt an die Stelle jedes etwa zwischen den 
Vertragsparteien in Kraft befindlichen Abkommens betreffend den 
Fluglinienverkehr zwischen ihren jeweiligen Hoheitsgebieten und 
darüber hinaus. 

Artikel 21 
Inkrafttreten 

Dieses Abkommen und jede Änderung desselben tritt am drei¬ 
ßigsten Tag nach dem Tag in Kraft, an dem die Regierungen der 
Vertragsparteien einander notifiziert haben, daß die erforderlichen 
innerstaatlichen Voraussetzungen für das Inkrafttreten des Ab¬ 
kommens erfüllt sind. 

Artikel 22 

Geltungsdauer, Kündigung 

(1) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlos¬ 
sen. 

(2) Ungeachtet der Bestimmung in Absatz 1 kann eine Vertrags¬ 
partei die andere Vertragspartei jederzeit auf diplomatischem 
Weg schriftlich von ihrer Absicht in Kenntnis setzen, dieses Ab¬ 
kommen zu beenden: die Kündigung wird gleichzeitig der Interna¬ 
tionalen Zivilluftfahrt-Organisation mitgeteilt. In diesem Fall tritt 
das Abkommen zwölf Monate nach Eingang der Mitteilung bei der 


ry appoinfments. The arbitrators appointed by the said President 
shall not be nationals or permanent residents of either Contracting 
Party. 

(4) The arbitral tribunal shall reach its decisions by a majority of 
votes. Such decisions shall be binding on the Contracting Par¬ 
ties. 

(5) Each Contracting Party shall meet the cost of remuneration 
and the expenses of its arbitrator ^lppointed in accordance with 
Paragraph 2 or 3 above. The remuneration and the expenses of 
the third arbitrator and the expenses of the tribunal, the nature and 
limits of which shall be agreed beforehand by the Contracting 
Parties, shall be shared equally between and shall be met by the 
Contracting Parties. In all other respects, the arbitral tribunal shall 
determine its own procedure. 

Article 17 
Amendments 

This Agreement may be amended following the procedure in 
accordance with Article 15 paragraph 2 and Article 21 of this 
Agreement. 

Article 18 

Multilateral Air Transport 
Conventions or Agreements 

In the event of any multilateral air transport Convention or 
agreement which are binding on both Contracting Parties entering 
into force, the provisions of such Convention or agreement shall 
prevail. Any discussions with a view to detennining the extent to 
which this Agreement is terminated, superseded, amended or 
supplemented by the provisions of the multilateral convention or 
agreement shall take place in accordance with Article 15 of this 
Agreement. 

Article 19 

Registration with the 
International Civil Aviation Organization 

This Agreement and any amendment thereto shall be communi- 
cated to the International Civil Aviation Organization for registra¬ 
tion. 

Article 20 

Previous Agreements 

This Agreement supersedes any agreement in force between 
the Contracting Parties in relation to air Services between and 
bfeyond their respective territories. 

Article 21 
Entry into Force 

This Agreement and any amendment thereto shall enter into 
force on the thirtieth day from the date on which the Governments 
of the Contracting Parties have notified each other that the consti- 
tutional requirements for the entry into force of this Agreement 
have been fulfilled. 

Article 22 

Duration, Termination 

(1) This Agreement shall be concluded for an unlimited pe- 
riod. 

(2) Notwithstanding the Provision in paragraph 1 above either 
Contracting Party may at any time give notice in writing through 
diplomatic channels to the other Contracting Party of its intention 
to temninate this Agreement; such rratice shall simultaneously be 
communicated to the International Civil Aviation Organization. In 
such case this Agreement shall terminate twelve (12) months after 
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anderen Vertragspartei außer Kraft, sofern nicht die Kündigung the date of receipt of the notice by the other Contracting Party, 

vor Ablauf dieser Zeit im gegenseitigen Einvernehmen zurückge- unless the notice to terminate is withdrawn by mutual agreement 

nommen wird. Wird der Eingang der Mitteilung von der anderen before the expiry of this period. In the absence of acknowledge- 

Vertragspartei nicht bestätigt, so gilt als Eingangstag der vier- ment of receipt by the other Contracting Party notice shall be 

zehnte Tag nach dem Eingang der Mitteilung bei der Internationa- deemed to have been received fourteen (14) days after the receipt 

len Zivilluftfahrt-Organisation. of the notice by the International Civil Aviation Organization. 


Geschehen zu Windhuk am 15. November 1995 in zwei Ur- Done at Windhoek on 15. November 1995 in duplicate in the 
Schriften, jede in deutscher und englischer Sprache, wobei jeder German and English languages, both texts being equally authen- 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. tic. 

Für die Bundesrepublik Deutschland 
For the Federal Republic of Germany 
Hanns Schumacher 

Für die Republik Namibia 
For the Republic of Namibia 
Oskar Plichta 
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Gesetz 

zu dem Vertrag vom 12. Dezember 1995 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Tschechischen Republik 
über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
der Wasserwirtschaft an den Grenzgewässern 


Vom 24. April 1997 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen; 


Artikel 1 

Dem in Dresden am 12. Dezember 1995 Unterzeichneten Vertrag zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Tschechischen Republik über die Zusam¬ 
menarbeit auf dem Gebiet der Wassemvirtschaft an den Grenzgewässern nebst 
Statut wird zugestimmt. Der Vertrag nebst Statut werden nachstehend veröffent¬ 
licht. 


Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Artikel 15 Abs. 1 in Kraft tritt, ist 
im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und wird im Bundesgesetz¬ 
blatt verkündet. 


Berlin, den 24. April 1997 

Der Bundespräsident 
Roman Herzog 

Der Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 

Die Bundesministerin 

für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Angela Merkel 

Der Bundesminister des Auswärtigen 
Kinkel 
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Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Tschechischen Republik 
über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
der Wasserwirtschaft an den Grenzgewässern 

Smiouva 

mezi Spolkovou republikou Nemecko 
a Öeskou republikou 
o spolupräci na hraniönich vodäch 
V oblasti vodniho hospodäfstvi 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Tschechische Republik - 

in dem Bemühen, die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
Wasserwirtschaft an den Grenzgewässern zu regeln und weiter 
zu verbessern, 

geleitet von dem Vertrag vom 3. November 1994 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Tschechischen Republik 
über die gemeinsame Staatsgrenze, 

ausgehend von dem Vertrag vom 27. Februar 1992 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Tschechischen und 
Slowakischen Föderativen Republik über gute Nachbarschaft und 
freundschaftliche Zusammenarbeit, 

eingedenk der Ziele des Übereinkommens vom 17. März 1992 
zum Schulz und zur Nutzung grenzüberschreitender Wasserläufe 
und internationaler Seen, 

mit dem Ziel, die Instandhaltung und Instandsetzung und - 
soweit notwendig - die Wiederherstellung sowie eine abgestimm¬ 
te Bewirtschaftung der Grenzgewässer zu gewährleisten und ihre 
Wasserqualität zu verbessern, 

davon überzeugt, daß die enge Zusammenarbeit auf dem Ge¬ 
biet der Wassenvirtschaft an den Grenzgewässern von gegensei¬ 
tigem Vorteil ist und zur Festigung gutnachbarlicher Beziehungen 
beiträgt - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Die Vertragsparteien arbeiten auf dem Gebiet der Wassenvirt- 
schaft an den Grenzgewässem zusammen. 

Artikel 2 

(1) Grenzgewässer sind 

a) die Abschnitte der Wasserfäufe oder Hauptarme, deren Mittel¬ 
linie die Staatsgrenze bildet; 

b) die Wasserläufe, die von der Staatsgrenze gekreuzt werden, 
in einem Bereich von beiderseits 15 Metern vom Kreuzungs¬ 
querschnitt; 


Spolkovä republika Nemecko 
a 

Ceskä republika 

vedeny snahou upravit a däie ziepäovat spolupräci na hraniC- 
nich vodäch v oblasti vodniho hospodäfstvi. 


_ vychäzejice ze Smiouvy mezi Spolkovou republikou Nömecko a 
Ceskou republikou o spoleönych stätnich hranicich ze dne 
3. listopadu 1994, 

_ vychäzejice ze Smiouvy mezi Spolkovou republikou Nömecko a 
Ceskou a Slovenskou Federativni Republikou o dobröm sou- 
sedstvi a pfätelskö spolupräci ze dne 27. ünora 1992, 

majice na mysii eile Ümluvy o ochranö a vyuJiväni hraniönich 
vodnich tokü a mezinärodnich jezer ze dne 17. bfezna 1992, 


s cilem zabezpecit üpravy, potfebnou üdr^bu a obnovu, jakoz i 
koordinovanö obhospodafoväni hraniönich vod a ziepöovat jejich 
jakost. 


pfesvödcöny o torn, 2e üzkä spolupräce na hraniönich vodäch v 
oblasti vodniho hospodäfstvi pfedstavuje vzäjemnö vyhody a 
pfispivä k upevöoväni dobtVch sousedsk^h vztahü. 


se dohodly takto: 

Clänek 1 

Smiuvni strany spolupracuji na hraniönich vodäch v oblasti 
vodniho hospodäfstvi. 

Clänek 2 

1) Hraniöni vody jsou: 

a) üseky vodnich tokü nebo jejich hiavnich ramen, jejichi stfedni- 
ce tvofi stätni hranice, 

b) vodni toky, kterö jsou protinäny stätnfmi hranicemi, v oblasti 
15 metrü na obö strany od profilu kfiieni. 
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c) die Abschnitte von Elbe und Eger, durch die die Staatsgrenze 
verläuft; 

d) sonstige oberirdische Gewässer und das Grundwasser an der 
Stelle, an der sie von der Staatsgrenze gekreuzt werden. 

(2) Die Bestimmungen dieses Vertrags sind entsprechend an¬ 
zuwenden auf 

a) Gebiete, die von den Grenzgewässem überschwemmt wer¬ 
den; 

b) oberirdische Gewässer und auf das Grundwasser in der Nähe 
der Staatsgrenze, soweit an ihnen Maßnahmen durchgeführt 
werden, die die wasserwirtschaftlichen Verhältnisse an den 
Grenzgewässem wesentlich beeinflussen könrren; 

c) wasserwirtschaftliche Anlagen, insbesondere Wasserleitun¬ 
gen und Kanalisationen, die außerhalb der Grenzgewässer 
liegen und von der Staatsgrenze gekreuzt werden. 

Artikel 3 

(1) Die Vertragsparteien arbeiten an den Grenzgewässem ins¬ 
besondere in folgenden Bereichen zusammen: 

a) Veränderungen des Wasserhaushalts; 

b) Unterhaltung und Ausbau von Wasserläufen; 

c) Bau, Betrieb und Unterhaltung von Wasserbauwerken und 
von Einrichtungen für wasserwirtschaftliche Messungen; 

d) Schutz vor Hochwasser und Eisgefahr; 

e) Maßnahmen bei außerordentlicher Beeinträchtigung der 
Wasserqualität, außergewöhnlichen hydrologischen Ereig¬ 
nissen, einschließlich der Warn- und Meldedienste; 

f) wassenvirtschaftliche Meliorationsmaßnahmen; 

g) Nutzung der Wasserenergie; 

h) Wasserentnahmen; 

i) Einleiten von Wasser und Abwasser; 

j) Schutz und Verbesserung der Wasserbeschaffenheit der 
Gewässer; 

k) Wasserschutzgebiete; 

l) bauliche Anlagen, Einrichtungen und Tätigkeiten, die die Ab¬ 
flußverhältnisse beeinflussen können; 

m) Untersuchungen, Messungen und Beobachtungen sowie Aus¬ 
wertung und Austausch von Ergebnissen und Informationen; 

n) wasserwirtschaftliche Fachplanung und Bilanzierung; 

o) Schutz aquatischer urrd litoraler Biotope; 

p) Schutz der Gewässer als Bestandteil des Naturhaushalts. 

(2) Der Vertrag regelt nicht Fragen der Fischereiwirtschaft so¬ 
wie schiffahrtsbezogene Fragen und Maßnahmen; die Behand¬ 
lung von Fragen des Schutzes der Grenzgewässer vor Verunrani- 
gungen aus diesen Tätigkeiten wird dadurch jedoch nicht ausge¬ 
schlossen. 

Artikel 4 

(1) Die Vertragsparteien bilden zur Erfüllung dieses Vertrags 
eine deutsch-tschechische Grenzgewässerkommission, im fol¬ 
genden als J<ommission* bezeichnet, und ernennen deren Mit¬ 
glieder. 

(2) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben setzt die Kommission einen 
Ständigen Ausschuß für den bayerischen Grenzabschnitt, im fol¬ 
genden .Ständiger Ausschuß Bayern“ genannt, und einen Ständi¬ 
gen Ausschuß für den sächsischen Grenzabschnitt, im folgenden 
.Ständiger /Cusschuß Sachsen* genannt, ein. 

(3) Zusammensetzung und Verfahren der Kommission, des 
Ständigen Ausschusses Bayern und des Ständigen Ausschusses 
Sachsen regelt das diesem Vertrag als Anlage beigefügte Statut, 
das Bestandteil dieses Vertrags ist. 


c) üseky vodnich tokü Labe a Ohre, jimij probihaji stätni hrani- 
ce, 

d) ostatnf povrchovö a podzemni vody v mistä, kde je protlnajf 
stätni hranice. 

2) Pfisluänä ustanoveni täto smiouvy se pfimäfenö pou2iji 
rovnäi na: 

a) üzemf zaplavovanä hraniönimi vodami, 

b) povrchovä a podzemni vody v blizkostl stätnich hranic, pokud 
by na nich uöinönä opatfeni mohla vyznamnä ovlivnit vodo- 
hospodäfskä pomöry na hraniönich vodäch, 

c) vodohospodäfskä zafizeni, zejmäna vodovody a kanalizace, 
kterä leii mimo hraniöni vody a jsou prot’ata stätnimi hrani- 
cemi. 

Clänek 3 

1) Smluvnl strany spolupracuji na hraniönich vodäch zejmäna v 
tächto oblastech: 

a) zmäny vodniho reiimu, 

b) udtioväni a üpravy vodnich tokü, 

c) vystavba, provoz a udrioväni vodohospodäfskych döl a za- 
fizeni pro vodohospodäfskä möfeni, 

d) ochrana pfed povodnämi a ledovym nebezpeöim, 

e) opatfeni pfi mimofädnäm zhorSeni jakosti vody, mimofädnych 
hydrologickych udäiostech, vöetnä varovnä a hläsnä sluäby, 

f) vodohospodäfskä melioraöni opatfeni, 

g) vyuziväni vodni energie, 

h) odbörvody, 

i) vypouätäni odpadnich a jin^ vod, 

j) ochrana a ziepäoväni jakosti vod, 

k) ochrannä päsma vodnich zdrojü, 

l) stavby, zafizeni a öinnosti, jez mohou mit vliv na odtokovä 
pomöry, 

m) öetfeni, möfeni a pozoroväni, jakoi i jejich vyhodnocoväni a 
vymöna vysiedkü a informaci, 

n} vodohospodäfskä odbornö plänoväni a bilancoväni, 

o) ochrana akvatickych a litoräinich biotopü, 

p) ochrana vod jako souöästi pfirodniho prostfedi. 

2) Smiouva nefeSi otäzky rybnöho hospodäfstvi ani otäzky a 
opatfeni t;^jicf se lodni dopravy; jednäni o otäzkäch ochrany 
hraniönich vod pfed zneöiötönim z töchto öinnosti se vöak timto 
nevyluöuje. 


Clänek 4 

1) Smiuvni strany zfizuji k pinöni töto smiouvy Nömecko-öeskou 
komisi pro hraniöni vody (däie jen Komise“) a jmenuji jeji öleny. 


2) Komise ustavi k pinöni svych ükolü Stäly vybor pro bavorsky 
hraniöni üsek (däIe jen “Stäly vybor Bavorsko“) a Stäly vybor pro 
sasky hraniöni üsek (däie jen “Stäly vybor Sasko“). 


3) Sloieni a postup Komise, Stäleho vybonj Bavorsko a Stälöho 
vyboru Sasko upravuje Statut, ktery je nedilnou souöästi töto 
smiouvy. 
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Artikel 5 

(1) Die Zusammenarbeit umfaßt insbesondere folgende Auf¬ 
gaben, zu deren Erfüllung die Kommission Grundsätze festlegt: 

a) Planung, Vorbereitung und Durchführung wassenwirtschaftli- 
cher Maßnahmen; 

b) Unterhaltung von Wasserläufen soiwie Bau, Betrieb und Unter¬ 
haltung wassen/virtschaftlicher Anlagen; 

c) Bewertung der Arbeiten, Leistungen und Lieferungen sowie 
die gemeinsame Abnahme und gegenseitige Abrechnung die¬ 
ser wasserwirtschaftlichen Maßnahmen; 

d) Ermittiung der Qualität und Quantität der Gewässer sowie 
Auswertung und Austausch von Ergebnissen; 

e) Ausarbeitung von Warn- und Alarmplänen sowie von Maßnah¬ 
meplänen gegen Hochwasser, Eisgefahr und bei kritischen 
Zuständen der Wasserqualität, 

f) Ausarbeitung wassenwirtschaftlicher Fachplanungen und Bi¬ 
lanzen; 

g) Koordinierung von Venwaltungsverfahren. 

(2) Der Kommission obliegt es, die Tätigkeit des Ständigen 
Ausschusses Bayern und des Ständigen Ausschusses Sachsen 
zu koordinieren und bei der Durchführung dieses Vertrags auf¬ 
tretende Fragen zu behandeln. 

(3) Die Kommission kann Empfehlungen an die Vertragspartei¬ 
en beschließen, insbesondere Vorschläge für 

a) Maßnahmen zum Schutz und zur Verbesserung der Wasser¬ 
beschaffenheit; 

b) Maßnahmen zum Schutz und zur Verbesserung der Abfluß¬ 
verhältnisse sowie zum Schutz naturnaher Flächen für die 
Retention; 

c) Maßnahmen zum Schutz aquatischer und litoraler Biotope. 

(4) Die Kommission legt für die Zusammenarbeit im Ständigen 
Ausschuß Bayern und im Ständigen Ausschuß Sachsen die 
Grundsätze und Aufgaben fest. 

(5) Die Kommission legt für die direkte Zusammenarbeit der 
zuständigen Behörden und Dienststellen die Grundsätze und 
Aufgaben fest. 

Artikel 6 

(1) Wasserwirtschaftliche Maßnahmen sind technische Maß¬ 
nahmen zur Erfüllung der Aufgaben dieses Vertrags. 

(2) Die Vertragsparteien unterrichten einander rechtzeitig über 
ihre Absichten bei wasserwirtschaftlichen Maßnahmen, teilen ein¬ 
ander alle erforderlichen Angaben mit und verständigen sich über 
die weitere Behandlung. Im Rahmen der von der Kommission 
vorgegebenen Grundsätze kann eine direkte Zusammenarbeit 
zwischen den jeweils zuständigen Behörden und Dienststellen 
erfolgen. 

(3) Bei außerordentlichen Beeinträchtigungen der Wasserquali¬ 
tät und bei außergewöhnlichen hydrologischen Ereignissen infor¬ 
mieren die zuständigen Behörden einarnler unverzüglich über 
wasserwirtschaftliche Maßnahmen, die zur Verhütung oder Ver¬ 
minderung von Gefahren ohne vorherige Verhandlungen durch¬ 
geführt wurden oder noch durchgeführt werden. 


Artikel 7 

(1) Jede Vertragspartei trägt die Kosten für die Durchführung 
der wassenvirtschaftlichen Maßnahmen auf ihrem Staatsgebiet, 
die ausschließlich ihren Interessen dienen sollen. 

(2) Die Kosten für die Durchführung wasserwirtschaftlicher 
Maßnahmen, die den Interessen beider Vertragsparteien dienen, 
werden von den Vertragsparteien im Verhältnis ihrer Interessen 
getragen, ohne Rücksicht darauf, ob es sich um Arbeiten auf dem 
Staatsgebiet der einen oder beider Vertragsparteien handelt. 


Clänek 5 

1) Spolupräce zahrnuje zejmöna tyto ükoly, pro jejichz plnäni 
stanovi Komise zäsady: 

a) plänoväni, pfiparvu a provädäni vodohospodäfskych opa- 
tfeni, 

b) udrSoväni vodnich tokü, jakoi i vystavbu, provoz a üdribu 
vodohospodäfskych zaffzeni, 

c) oceöoväni pract, vykonü a dodävek, jako2 i spoleönä pfevzeti 
a vzäjemnä vyüötoväni töchto vodohospodäfskych opatfeni, 

d) sledovänf jakosti a mnozstvi vod, jako2 i vyhodnocoväni a 
vymänu vysiedkü, 

e) vypracoväni varovnych a poplachovych plänü opatfeni proti 
povodnim, ledovämu nebezpeöi a pfi kritickych stavech jakosti 
vod, 

f) vypracoväni vodohospodäfskych odbornych plänü a bilanci, 

g) koordlnaci sprävnich fizeni. 

2) Komisi pfisluäi koordinovat öinnost Stäleho vyboru Bavorsko 
a Stäläho vyboru Sasko a projednävat otäzky, kterä se vyskytnou 
pfi provädäni täto smiouvy. 

3) Komise müie pfijmout dopomöeni smiuvnim stranäm, zej- 
mäna nävrhy na opatfeni k; 

a) ochranä a ziepäeni stavu jakosti vod, 

b) ochranä a ziepäeni odtokovych pomärü a ochranö pfirozenych 
retenönich üzemi, 

c) ochranä akvatickych a litoräinich biotopü. 

4) Komise stanovi zäsady a ükoly pro spolupräci ve Stälem 
vyboru Bavorsko a ve Stäläm vyboru Sasko. 

5) Komise stanovi zäsady pro pfimou spolupräci pfisluSnych 
orgänü a odbornych pracovist’. 


Clänek 6 

1) Vodohospadäfskä opatfeni jsou technickä opatfeni k plnäni 
ükolü täto smiouvy. 

2) Smiuvni strany se vöas vzäjemnä vyrozumi o svych zämö- 
rech na vodohospodäfskä opatfeni, sdäii si vzäjemnä väechny 
potfebnä üdaje a vyrozumi se o daläim postupu. V rämci zäsad 
stanovenych Komisi je moinä pfimä spolupräce pfisluänych orgä¬ 
nü a poväfenych odbornych pracoviät’. 


3) Pfi mimofädnych zhoräenich jakosti vody a pfi mimofädnych 
hydrologickych udäiostech se pfisluänä orgäny neprodlenä infor- 
muji o vodohospodäfskych opatfenich, kterä byla n9bo jeätä 
budou provedena bez pfedchoziho projednäväni za üöelem od- 
vräcenl nebo zmirnäni ohroieni. 


Clänek? 

1) Kaidä ze smiuvnfch stran nese näklady na provedeni vodo¬ 
hospodäfskych opatfeni na üzemi sväho stätu, jei maji slouiit 
vyluönä jejim zäjmüm. 

2) Näklady na provedeni vodohospodäfskych opatfeni, jei slou- 
2i zäjmüm obou smiuvnich stran, ponesou smiuvni strany v pomö- 
ru svych zäjmü bez zfetele na to, zda jde o präce na üzemi stätu 
jednä nebo obou smiuvnich stran. 
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(3) Die Kosten für wasserwirtschaftliche Maßnahmen, die auf 
dem Staatsgebiet einer Vertragspartei durchgeführt werden, je¬ 
doch ausschließlich den Interessen der anderen Vertragspartei 
dienen, werden von derjenigen Vertragspartei getragen, deren 
Interessen die Maßnahmen dienen. 

(4) Die mit der Vermessung, Projektierung und Leitung der 
wasserwirtschaftlichen Maßnahmen verbundenen Kosten werden 
von den Vertragsparteien nicht gegenseitig gedeckt, sofern nichts 
anderes vereinbart wird. 

(5) Die Kosten für Maßnahmen der Unterhaltung und des Aus¬ 
baus der Grenzgewässer sowie für Unterhaltung und Betrieb 
wasserwirtschaftlicher Anlagen, die zur Erhaltung oder Verbesse¬ 
rung der Abflußverhältnisse dienen, werden zwischen den Ver¬ 
tragsparteien durch Arbeiten oder Materiallieferungen ausge¬ 
glichen, falls nicht eine andere Art des Ausgleichs vereinbart wird. 
Für den Kostenausgleich anderer wassenwirtschaftlicher Maßnah¬ 
men kann die Kommission im Bedarfsfall andere Lösungen ver¬ 
einbaren. 

Artikel 8 

(1) Im Rahmen der von der Kommission vorgegebenen Grund¬ 
sätze 

a) ennitteln die zuständigen Behörden und beauftragten Dienst¬ 
stellen den physikalischen, chemischen und biologischen Zu¬ 
stand der Grenzgewässer; 

b) messen die zuständigen Behörden und beauftragten Dienst¬ 
stellen an den eingerichteten Meßstellen die Wasserstände 
und ermitteln die zugehörigen Abflüsse; 

c) führen die zuständigen Behörden und beauftragten Dienst¬ 
stellen gemeinsame Untersuchungen an den Grenzgewäs- 
sem durch. 

Die Ergebnisse werden einander mitgeteilt, gemeinsam bewertet 
und über die Ständigen Ausschüsse der Kommission vorgelegt. 

(2) Im Rahmen der von der Kommission vorgegebenen Grund¬ 
sätze errichten und unterhalten die zuständigen Behörden und 
beauftragten Dienststellen Rußeinteilungszeichen, Höhenmaße, 
Abflußmeßstellen und Meßquerschnitte in den Grenzgewässem 
sowie die Grundwassermeßstellen in der Nähe der Staatsgren¬ 
ze. 

Artikel 9 

(1) Die Vertragsparteien werden sich im Rahmen der Kommis¬ 
sion im Interesse des Schutzes und der rationalen Nutzung der 
Grenzgewässer über bedeutsame wasserwirtschaftliche Vorha¬ 
ben und daraus zu erwartende Auswirkungen auf Menge und 
Qualität der Grenzgewässer gegenseitig informieren. 

(2) Die Kommission kann für ausgewähtte Grenzgewässo' ge¬ 
meinsame wasserwirtschaftliche Bilanzen, wassenwirtschaftliche 
Fachplanungen sowie Koordiniemngsvereinbarungen zu deren 
Schutz und Nutzung ausarbeiten. 


Artikel 10 

(1) Die Vertragsparteien wirken darauf hin, daß die VerunreM- 
gung der Grenzgewässer vermindert wird und daß notwendige 
Maßnahmen zur Begrenzung, zur Kontrolle und zur Senkung von 
negativen Folgen der Tätigkeiten auf ihrem Staatsgebiet auf die 
Grenzgewässer und auf die Umwelt in ihrer Umgebung getroffen 
werden. 

(2) Die Vertragsparteien unterstützen im Rahmen ihrer Rechts¬ 
vorschriften den Bau von Anlagen und weitere Maßnahmen zur 
Vermeidung oder Vermindemng der Belastung der Grenzgewäs¬ 
ser durch Abwasser und wassergefährdende Stoffe. 


Artikel 11 

(1) Im Rahmen der von der Kommission vorgegebenen Grund¬ 
sätze stimmen die zuständigen Behörden und beauftragten 
Dienststellen an den Grenzgewässem ihre Warn- und Alarmpläne 


3) Näklady na vodohospodäfskä opatfeni, kterä budou prove- 
dena na üzemi stätu jednä ze smiuvnich stran, aväak slouil 
vyluönä zäjmüm druhä smiuvni strany, nese smiuvnl strana, 
jejfmi zäjmüm tato opatfenf slou2i. 

4) Näklady spojenä se zamöfenim, projektovänfm a fizenim 
provädäni vodohospodäfskych opatfeni si smiuvnl str 2 my nebu- 
dou vzäjemnö hradit, pokud nebude dohodnuto jinak. 

5) Näklady na opatfeni, tykaylcl se üdrzby a üprav na hraniönlch 
vodäch, jakoi i üdriby a provozu vodohospodäfskych zaflzeni, 
slouälcich k zachovänl nebo zJepäenI odtokovych pomärü, budou 
mezi smiuvnimi stranami vyrovnäny provedenim praci nebo do- 
dävkami materiälu, pokud nebude dohodnut jin;^ zpüsob vyrov- 
nänl. Pro ühradu näkladü na ostatnl vodoho^x^fskä opatfeni 
mü2e, V pfipadö potfeby, Komise dohodnout jiny zpüsob vyrov- 
nänl. 

Clänek 8 

1) V rämci zäsad stanovenych Komisl pflsluänä orgäny a povä- 
fenä odbornä pracoviätö: 

a) zjiäfuji fyzikäinl, chemicky a biologicky stav hraniönlch vod, 


b) mäfl ve zrlzenych profilech vodnl stavy a zjiäfuji pflsluänä 
odtoky, 

c) provädäjl v zäjmu üöelnosti spoleönä prohlldky hraniönlch 
vod. Vysiedky si sdöluji, spoleönä je vyhodnocuji a prostfed- 
nictvlm Stäl^ vyborü je pfedklädajl Komisi. 


2) V rämci zäsad stanovenych Komisl zfizuji a udtäuji pflsluänä 
orgäny a poväfenä odbornä pracoviätä vodnl znaöky, kitometrovä 
a hektometrovä znaky, vodoöty a märnä profily na hraniönlch 
vodäch a odmärnä mista na podzemnich vodäch v bllzkosti stät- 
nlch hranic. 

Clänek 9 

1) Smiuvnl strany se budou v rämci Komise, v zäjmu ochrany a 
racionälniho vyuäivänl hraniönlch vod, vzäjemnö informovat o 
vyznamnych vodohospodäfskych zämärech a od nich oöekävanä- 
ho ovlivnänl mnoistvl a jakosti hraniönlch vod. 

2) Komise mü2e zpracovat pro vybranö hraniönl vody spoleönä 
vodohospodäfskä bilance, vodohospodäfskä odbornä pläny a 
dohodnout koordinaönl ujednänl o jejich ochranä a vyuilväni. 


Clänek 10 

1) Smiuvni strany budou püsobit k tomu, aby bylo sni2oväno 
zneöiätäni hraniönlch vod a pfijimäna nezbytrtä opatfeni k ome- 
zeni, kontrole a snilovänl negativnich düsledkü öinnosti z üzemi 
svych stätü na hraniönl vody a na 2ivotni prostfedl v jejich okoll. 


2) Smiuvnl strany budou v rämci svych vnitrostätnich prävnich 
pfedpisü podporovat vystavbu zaflzeni a daläi opatfeni, je2 zabrä- 
nl nebo zmirni zneöiätäni hraniönlch vod odpadnimi vodami a 
lätkami, kterä jakost tächto vod ohro2ujl. 

Clänek 11 

1) V rämd zäsad stanovenych komisi zkoordinuji na hianiönich 
vodäch ph'sluänä orgäny a poväfenä odbornä pracoviätä navzä- 
jem ohlaäovaci a poplachovä, jako2 i zäsahovä pläny ochrany 
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sowie Maßnahmepläne gegen Hochwasser. Eisgefahr und bei 
kritischen Zuständen der Wasserqualitäl aufeinander ab. 

(2) Bei Hochwasser, Eisgefahr und bei kritischen Zuständen der 
Wasserqualität leisten die zuständigen Behörden und beauftrag¬ 
ten Dienststellen Hilfe, wenn die Hilfeleistung angefordert wird 
und möglich ist. 

Artikel 12 

(1) Wassenvirtschaftliche Maßnahmen an den Grenzgewäs- 
sem werden nach den Rechtsvorschriften und von den Behörden 
jener Vertragspartei beurteilt, auf deren Staatsgebiet die Maßnah¬ 
men durchgeführt werden. In die hierfür durchzuführenden Ver¬ 
waltungsverfahren muß der Standpunkt der anderen Vertragspar¬ 
tei einbezogen werden. 

(2) Bei den wassenvirtschaftlichen Maßnahmen an den Grenz- 
gewässem, die auf den Staatsgebieten beider Vertragsparteien 
durchgeführt werden, erteilen die zuständigen Behörden jeweils 
für den auf ihrem Staatsgebiet gelegenen Teil der Maßnahmen 
die Zulassung. Die Verwaltungsverfahren sind so durchzuführen, 
daß die Bescheidinhalte aufeinander abgestimmt sind. 

(3) Bei wasserwirtschaftlichen Maßnahmen an den Grenz- 
gewässem können die Verwattungsverfahren erst nach Behand¬ 
lung Im jeweiligen Ständigen Ausschuß abgeschlossen werden. 
Bei Gefahr im Verzug sind Maßnahmen ohne Behandlung im 
Ständigen Ausschuß, jedoch nach vorheriger Absprache der 
zuständigen Behörden beider Vertragsparteien zulässig. Die Be¬ 
handlung im Ständigen Ausschuß sowie ein erforderliches Ver¬ 
waltungsverfahren können nachträglich erfolgen. 

(4) Die zuständigen Behörden der Vertragsparteien können in 
wasserwirtschaftlichen Venwaltungsangetegenheiten direkten 
Kontakt aufnehmen. 

Artikel 13 

(1) Soweit sachlich geboten, erfolgt eine Zusammenarbeit und 
Koordinierung der Kommission mit der Internationalen Kommis¬ 
sion zum Schutz der Elbe, der Internationalen Kommission zum 
Schutz der Oder gegen Verunreinigung sowie mit anderen bilate¬ 
ralen und multilateralen Kommissionen im Bereich der Wasser¬ 
wirtschaft. 

(2) Die Kommission arbeitet mit der Stärxtigen deutsch-tsche¬ 
chischen Grenzkommission zusammen, soweit es um Fragen des 
Grenzverlaufs in den Grenzgewässern geht. Die Ständigen Aus¬ 
schüsse äußern sich auf Anforderung dieser Kommission zu Art 
und Umfang der Veränderung an den Grenzgewässem, dadurch 
bedingten Änderungen des Grenzverlaufs und zu den in diesem 
Zusammenhang zu treffenden Maßnahmen. 


Artikel 14 

(1) Personen, die Staatsangehörige einer der beiden Vertrags¬ 
parteien sind, können zur Wahrnehmung der Aufgaben im Rah¬ 
men dieses Vertrags die Staatsgrenze an einem festgelegten oder 
an einem durch die Erfüllung dieser Aufgaben bedingten Punkt 
überschreiten, wenn sie die Zustimmung der zuständigen Behör¬ 
de der anderen Vertragspartei eingeholt haben sowie ein gültiges 
Grenzübertrittsdokument und einen Dienstausweis mitführen. Die 
Bestimmungen gelten bezüglich dieser Aufgaben auch für Ange¬ 
hörige dritter Staaten, die In keinem der beiden Staaten und in 
keinem der Mitgliedstaaten der Europäischen Union der Visums¬ 
pflicht unterliegen. 

(2) Personen, die im Rahmen dieses Vertrags die Staatsgrenze 
überschreiten, unterliegen der Paß- und Zollkontrolle. 

(3) Von Ein- und Ausfuhrabgaben befreit sind Materialien, die 
aus dem Zollgebiet des Staates der einen Vertragspartei in das 
Zollgebiet des Staates der anderen Vertragspartei ausgeführt und 
für Arbeiten im Rahmen dieses Vertrags verwendet werden. Das 
nicht verbrauchte Material ist in das Zollgebiet des Staates der 
Vertragspartei, aus dem es eingeführt wurde, wieder auszufüh¬ 
ren. 


proti povr^nim a ledovömu nebezpeöl a pläny opatfenr pfi kritic- 
kych stavech jakosti vod. 

2) Pfi povodnfch, ledoväm nebezpeöl a kriticksrch stavech ja¬ 
kosti vod si poskytnou pfrsluänä orgäny a poväfenä odbornä 
pracoviätö pomoc, je-li o ni po2ädäno a pokud je tato pomoc 
mo2nä. 

Ctänek 12 

1) Vodohospodäfskä opatfenf na hraniönlch vodäch se posuzuji 
podle vnitrostätnich prävnich pfedpisü a orgäny tä smiuvnl strany, 
na jejlm2 üzeml stätu se opatfenf provädäjf. Ve sprävnfch ffzenfch 
konanych za tfmto üöelem musf byt projednäno stanovisko druhä 
smiuvnl strany. 

2) U vodohospodäfskych opatfenf na hraniönfch vodäch, je2 
budou provädöna na üzemf stätü obou smiuvnfch stran, udölujf 
povoleni pfisluänä orgäny pro öäst vodohospodäfskych opatfenf 
na üzeml sväho stätu. Sprävnf ffzenf musf br^ provädöna tak, aby 
rozhodnuti byla vzäjemriö obsahovö sladöna. 

3) U vodohospodäfskych opatfenf na hraniönfch vodäch mü2e 
byt sprävnf ffzenf ukonöeno teprve po prpjednänf v pffsluönöm 
Stälöm vyboru. Pfi nebezpeöl z prodlenf je pfipustnä provedenf 
opatfenf bez projednänf ve Stälöm byboru, avöak po pfedchozf 
dohodö pfisluönych orgänü obou smiuvnfch stran. Projednänf ve 
Stälöm vyboru, jeko2 i nutnö sprävnf fizeni, se mü2e uskuteönit 
dodateönö. 

4) Pflsluönö orgäny smiuvnfch stran mohou ve vodohospo¬ 
däfskych sprävnfch zäle2itostech vstupovat do pfimöho styku. 


Clänek 13 

1) Komise, pokud je to vöcnö nutnö. spolupracuje a koordinuje 
öinnost s MezinärodnI komisf pro ochranu Labe a Mezinärodnf 
komisl pro ochranu Odry pfed zneöiötönfm, jako2 i s dalöfmi 
bilateräinfmi a multilaterälnfmi komisemi v oblasti vodnfho hos- 
podäfstvl. 

2) Komise spolupracuje se Stälou nömecko-öeskou hraniönf 
komisf, pokud se jednä o otäzky prüböhu hranic hraniönfmi vo- 
dami. Stälö vybory se na po2ädänf töto komise vyjadfujf k zpiiso- 
bu a rozsahu zmön na hraniönlch vodäch, k tfm zpüsobenym 
zmönäm prüböhu hranic a k opatfenfm, kterä je treba v töto 
souvislosti uöinit. 


Clänek 14 

1) Osoby, kterö jsou pffsiuönfky stätu jednö ze smiuvnfch stran, 
mohou za üöelem pro^dönl t^olCi po^ töto smiouvy pfekra- 
öovat stätnf hranice v uröenöm mfstö nebo v mfstö potfebnöm k 
pinönl töchto ükolü, pokud majf souhlas pffsluönöho orgänu druhö 
smiuvnl strany a majf u sebe platny doklad pro pfekraöovänl 
stätnfch hranic a slu2ebnl prükaz. UstanovenI plati u töchto ükolü 
takö pro pffsiuönfky tfetfch stätü, kteff nepodlöhajf v 2ädnöm z 
obou stätü smiuvnfch stran a v iädnöm z ölenskych stätü Evrop- 
skö unie vizovö povinnosti. 


2) Osoby pfekraöujicf stätnf hranice podle töto smiouvy podlö- 
hajl pasovö a ceinf kontrole. 

3} Materiäl, ktery je vyväien z celnfho üzemf stätu jednö smluv- 
nf strany na ceinf üzemf stätu druhö smiuvnl strany a je pou2lvän 
pro pr^ podle töto smiouvy, je osvobozen od dovoznfch a 
vyvoznfch cel a poplatkü. Nespotfebovany materiäl bude vyvezen 
zpöt na ceinf üzeml stätu smiuvnl strany, odkud byl dovezen. 
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(4) Ein- und Ausfuhrabgaben im Sinne des Vertrags sind die 
Ein- urid Ausfuhrzölle sowie alie anderen anläßlich der Warenein¬ 
fuhr und der Warenausfuhr zu erhebenden Steuern und Gebüh¬ 
ren. 

(5) Unter der Voraussetzung der Wiederausfuhr sind von Ein- 
und Ausfuhrabgaben urKl auch von einer Leistung der Sicherheit 
befreit: Fahrzeuge, Werkzeuge, Geräte, Instrumente, Apparate 
und Maschinen, die aus dem Zollgebiet des Staates der einen 
Vertragspartei in das Zollgebiet des Staates der anderen 
Vertragspartei für Arbeiten im Rahmen dieses Vertrags eingeführt 
werden. Diese Gegenstände sind spätestens innerhalb eines 
Monats nach Beendigung der Arbeiten in das Zollgebiet wieder 
auszuführen, aus dem sie eingeführt wurden. 

(6) Auf die in den Absätzen 3 und 5 genannten Waren, die im 
Rahmen dieses Vertrags verwendet wurden, finden Ein- und 
Ausfuhrverbote und -beschränkungen keine Anwendung. 

ArtikBllS 

(1) Oie Regierungen der Vertragsparteien rrotifizieren einander, 
daß die Innerstaatlichen Voraussetzungen für das Inkrafttreten 
des Vertrags erfüllt sind. Der Vertrag tritt 30 Tage nach dem Tag in 
Kraft, an dem die letzte Notifikation eingegangen ist. 

(2) Durch Inkrafttreten dieses Vertrags bleiben die bestehenden 
Wasserrechte an Grenzgewässem und die damit zusammenhän¬ 
genden Verpflichtungen unberührt. 

(3) Dieser Vertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. 

(4) Nach Ablauf von fünf Jahren nach seinem Inkrafttreten kann 
der Vertrag von der Regierung jeder Vertragspartei durch Notifika¬ 
tion spätestens sechs Monate zum Ende des Kalenderjahres 
gekündigt werden. Der Vertrag tritt in diesem Fall mit Ablauf des 
entsprechenden Kalenderjahrs außer Kraft. 

(5) Die Weiterführung von bereits begönnerten oder von zeitlich 
begrenzten gemeinsamen wassenwirtschaftlichen Maßnahmen 
und die diesen Maßnahmen zugrunde liegenden Vereinbarungen 
bleiben von der Kündigung dieses Vertrags unberührt. Hinsichtlich 
dieser Maßnahmen ist Artikel 7 bis zu deren Abschluß anzuwen¬ 
den. 

(6) Dieser Vertrag ersetzt das Abkommen vom 27. Februar 
1974 zwischen der Regierung der Deutschen Demokratischen 
Republik und der Regierung der Tschechoslowakischen Soziali¬ 
stischen Republik über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
Wassenvirtschaft an den Grenzgewässem. Mit dem Inkrafttreten 
dieses Vertrags tritt auch die im Notenwechsel vom 4711. Dezem¬ 
ber 1981 zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land und der Regierung der Tschechoslowakischen Sozialisti¬ 
schen Republik enthaltene Regelung über die Beauftragung von 
Grenzgewässerbevollmächtigten außer Kraft. Die Weiterführung 
von bereits begonnenen oder zeitlich begrenzten gemeinsamen 
wasserwirtschaftlichen Maßnahmen sowie zu wasserwirtschaft¬ 
lichen Aufgaben an den Grenzgewässem abgeschlossene Ver- 
einbaningen bleiben hiervon unberührt. 


Geschehen zu Dresden am 12. Dezember 1995 in zwei Ur¬ 
schriften, jede in deutscher und tschechischer Sprache, wobei 
jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


4) Dovoznimi a v^voznimi cly a poplatky podle täto smiouvy 
jsou dovozni a vyvozni ela, jakoi i väechny jinä danä a poplatky, 
vybfranö pfi dovozu a vyvozu zbozi. 

5) Za pfedpokladu zpötnöho v^ozu jsou osvobozeny od dovoz- 
nich a v^oznich cel a poplatkü a takä od povinnosti zajiätäni 
celnfho dluhu: vozidla, näfadi, pFistroje, nästroje, aparäty a stroje, 
kterä se doväieji z celniho üzemi stätu jednä smiuvnf strany na 
ceinf üzemi stätu druhä smiuvni strany pro präce podle täto 
smiouvy. Tyto pFedmäty je tFeba vyväzt nejpozdäji do mösice po 
skonöeni praci na ceini üzemi, ze kteräho byly dovezeny. 


6) Na zboii uvedenä v odstavcich 3 a 5, kterä se pou2ivä podle 
täto smiouvy, se nevztahuji dovozni a vyvozni zäkazy a omeze- 
ni. 

Clänek 15 

1) Vlädy smiuvnich stran si vzäjemnä vymäni diplomatickou 
cestou pisemnä sdäieni, ie pro vstup smiouvy v platnost byly 
vytvoFeny jsotFebnä vnitrostätni pFedpoklady. Smtouva vstupuje v 
platnost 30 dnü po dni, kdy bude doniöeno posledni pisemnä 
sdäieni potvrzujici vnitrostätni schväleni. 

2) Vstupem täto smiouvy v platnost züstävaji nedotöena stävaji- 
ci vodni präva na hraniönich vodäch a s nimi spojenä zävazky. 

3) Tato smiouva se uzavirä na neuröitou dobu. 

4) Po uplynuti päti let od vstupu v platrtost müie byt tato 
smiouva vlädou kaidä ze smiuvnich stran pisemnä diplomatickou 
cestou vypoväzena nejpozdäji äest mäsicü pFed korrcem kalen- 
däfniho roku. Smiouva pozbjÄrä v tomto pFipadä platnosti uplynu- 
tim pFisluänäho kalendäfniho roku. 

5) Pokraöoväni jii zapoöat^^h nebo öasovä omezen^ch spoleö- 
nj^ch vodohospodäfsk^ch opatFeni a ujednäni, kterä jsou zäkla- 
dem tächto opatFeni, züstävaji vypoväzenim smiouvy nedotöena. 
Pokud jde o tato opatFeni. bude ölänek 7 uplatriovän ai do jejich 
dokonöeni. 

6) Tato smiouva nahruuje Dohodu mezi vlädou Nämeckä 
demokratickä republiky a Ce^oslovenskä socialistickä republiky 
o spolupräci ve vodnim hospodäFstvi na hraniönich vodäch ze dne 
27. ünora 1974. Vstupem täto smiouvy v platnost pozbyvä platno¬ 
sti j üprava obsaüenä v rrötäch vlädy Spolkovä republiky Nämecko 
a Ceskoslovenskä socialistickä rejoubliky ze dne 4. a 11. prosince 
1981 o jmenovänl zmocnäncü pro hraniöni vody. Pokraöoväni ji2 
zapoöatych nebo öasovä omezenych spoleön^ch vodohospo- 
däfskyeh opatFeni, jakoi i ujednäni uzavFenä o vodohospo- 
däFskjrch ükolech na hraniönich vodäch züstävaji tim nedot¬ 
öena. 


Däno V Dräid’anech dne 12. prosince 1995 ve dvou püvodnich 
vyhotovenich, kaidä v nämeckäm a öeskäm jazyce, pFiöemä obä 
znäni maji stejnou platnost. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
Za Spolkovou republiku Nämecko 
Adolf von Wagner 
Angela Merkel 

Für die Tschechische Republik 
Za Ceskou republiku 
Frantiäek Benda 
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Statut 

der deutsch-tschechischen Grenzgewässerkommission 
und ihrer Ständigen Ausschüsse 

Statut 

Nemecko-ceske komise pro hranicni vody 
a jeji'ch Stäiych vyborü 


Artikel 1 

(1) Die Delegation der Bundesrepublik Deutschland und die 
Delegation der Tschechischen Republik in der Kommission be¬ 
steht aus je bis zu neun Mitgliedern. Jede Vertragspartei bestellt 
aus ihren Delegationsmitgliedern einen Bevollmächtigten, der 
gleichzeitig Leiter ihrer Delegation in der Kommission ist, sowie 
seinen Vertreter, ferner die Delegationsleiter der Ständigen Aus¬ 
schüsse und deren Vertreter. Die Anzahl der Mitglieder der Dele¬ 
gationen in den Ständigen Ausschüssen wird von der Kommission 
festgelegt. 

(2) Jede Delegation hat eine Stimme. Beschlüsse werden mit 
Zustimmung beider Delegationen gefaßt. 

Artikel 2 

(1) Die Kommission tritt in der Regel einmal im Jahr zusammen, 
in dringenden Fällen innerhalb von zwei Monaten auf Antrag eines 
Bevollmächtigten. Die Sitzungen sind so anzuberaumen, daß die 
kontinuierliche Arbeit der Ständigen Ausschüsse gewährleistet 
ist. 

(2) Die Sitzungen der Ständigen Ausschüsse finden wenigstens 
einmal jährlich rechtzeitig vor der Sitzung der Kommission statt. 

(3) Sofern nichts anderes vereinbart ist, treten die Kommission 
sowie ihre Ständigen Ausschüsse abwechselnd in der Bundesre¬ 
publik Deutschland und in der Tschechischen Republik zusam¬ 
men. 

(4) Die Einberufung einer Sitzung erfolgt durch den Delega¬ 
tionsleiter der Vertragspartei, in deren Staatsgebiet die Sitzung 
stattfinden soll, im Einvernehmen mit dem Delegationsleiter der 
anderen Vertragspartei. 

(5) Zwischen den Tagungen der Kommission können die Be¬ 
vollmächtigten und die Delegationsleiter der Ständigen Ausschüs¬ 
se in begründeten Fällen direkt verhandeln. Die Ergebnisse sol¬ 
cher Verhandlungen werden der Kommission bei ihrer nächsten 
Tagung vorgelegt. 

Artikel 3 

(1) Die Ständigen Ausschüsse fertigen über die Ergebnisse 
ihrer Sitzungen eine Niederschrift in zwei Ausfertigungen, jede in 
deutscher und in tschechischer Sprache, die von den Delega¬ 
tionsleitern unterschrieben und der Kommission vorgelegt wird. 

(2) Die Kommission fertigt über die Ergebnisse ihrer Sitzungen 
ein Protokoll in zwei Ausfertigungen, jede in deutscher und in 
tschechischer Sprache, das von den Bevollmächtigten unter¬ 
schrieben wird. Die Niederschriften der Sitzungen der Ständigen 
Ausschüsse sind Bestandteil des Protokolls. 

(3) Die Bevollmächtigten legen das Protokoll ihren Regierungen 
schnellstmöglich zur Zustimmung vor. Sie informieren einander 
unverzüglich über die Entscheidungen. 

(4) Das Protokoll tritt an dem Tag in Kraft, an dem beide 
Bevollmächtigten die Mitteilung über die Zustimmung der anderen 
Vertragspartei erhalten haben. 


Clänek 1 

1) Delegace Spolkove republiky Nämecko a Ceskä republiky v 
Komisi jsou slo^eny nejvyäe z devi'ti ölenü. Ka^dä smiuvnf strana 
ustanovf ze ölenü svä delegace zmocnänce, ktery je souöasnö i 
vedoucim delegace v Komisi, jako2 i jeho zästupce, däie ustanovi 
vedoucf delegaci Stäiych vyborü a jejich zästupce. Poöet ölenü 
delegaci' ve Stäiych v^borech stanovi Komise. 


2) KaJdä delegace mä jeden hias. UsnesenI jsou pfijimäna 
souhlasem obou delegaci. 

Clänek 2 

1) Komise se schäzi zpravidla jednou roönä, v nalähavych 
pfipadech nejpozdäji do dvou mäsicü na poiädäni jednoho ze 
zmocnäncü. Zasedäni je nutno svolävat tak, aby byla zaruöena 
kontinuälnl präce Stäiych vyborü. 

2) Zasedäni Stäiych vyborü se konaji alespofi jednou roönö v 
dostateönäm pfedstihu pred zasedänim Komise. 

3) Pokud neni dohodnuto jinak, schäzi se Komise a jeji Stälä 
v^ry stfidavö na üzemi Spolkovä republiky Nämecko a na 
üzemi Ceskä republiky. 

4) Zasedäni svolävä vedouci delegace smiuvni strany, na je- 
jimi üzemi stätu se zasedäni bude konat. po dohodä s vedoucim 
delegace druhä smiuvni strany. 

5) Mezi zasedänimi Komise mohou zmocnänci a vedouci dele¬ 
gaci Stäiych vyborü jednat v odüvodnön^h pfipadech pfimo. 
Vy'sledky takovych jednäni pfedklädaji Komisi na jejim pfiätim 
zasedäni. 


Clänek 3 

1} Stälä vybory sepisujf o v^sledcich svych zasedäni Zäpisy ve 
dvou vyhotovenich, kaidä v jazyce nämeckäm a öeskäm, kterä 
podepisuji vedouci delegaci a pfedklädaji je Komisi. 

2) Komise sepisuje o vysiedcich svych zasedäni Protokol ve 
dvou vyhotovenich, ka^dä v jazyce nämeckäm a öeskäm, kterä 
podepisuji zmocnänci. Souöästi Protokolu jsou Zäpisy Stäiych 
vyborü. 

3) Zmocnänci pfedklädaji Protokol v co nejkratäi dobä svym 
vlädäm ke schväleni. O vysiedcich se vzäjemnä bezodkladnä 
informuji. 

4) Protokol vstupuje v platnost dnem, kdy oba zmocnänci obdrii 
oznämeni o jeho schväleni druhou smiuvni stranou. 
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Artikel 4 Clänek 4 

(1) Jede Delegation in der Kommission und in den Ständigen 1) Kaidä delegace v Komisi a ve Stälych vytx)rech mä prävo na 

Ausschüssen ist berechtigt, Sachverständige beizuziehen. pFizvänf odbornych znaieü. 

(2) Die Kommission und die Ständigen Ausschüsse können 2) Komise a Stälä vybory mohou uloiit odbornym znaieüm 
Sachverständige mit der Durchführung einzelner, genau bezeich- provedenf jednotlivych, pfesnä definovanych ükolü. 

neter Aufgaben beauftragen. 

Artikel 5 Clänek 5 

Jede Delegation in der Kommission und in den Ständigen Kaidä delegace v Komisi a ve Stälych vyborech hradi svä 
Ausschüssen trägt ihre eigenen Kosten sowie die Kosten ihrer näklady, jakoi i näklady na svä odbornä znalce a tlumoöniky. 
Sachverständigen und Dolmetscher. 

Artikel 6 Clänek 6 

Die Kommission und die Ständigen Ausschüsse können bei Komise a Stälä vybory mohou vytvofit pro jednotlivä üseky 
Bedarf für einzelne Grenzgewässerabschnitfe sowie für einzelne hraniönich vod a pro jednotlivä odbornosfi podle potreby skupiny 

Fachgebiete Sachverständigengruppen einsetzen, die paritätisch odbornych znalcü s parifnim obsazent'm a stanovit jejich ükoly. 

zu besetzen sind, und deren Aufgaben festlegen. 

Artikel 7 Clänek 7 

Die Arbeitssprachen der Kommission und ihrer beiden Ständi- Pracovm'mi jazyky Komise a Stälych vyborü jsou nämcina a 
gen Ausschüsse sind Deutsch und Tschechisch. öeätina. 

Artikel 8 Clänek 8 

Die Kommission und die Ständigen Ausschüsse geben sich Komise a Stälä vybory si stanovi jednaci fädy. 
jeweils eine Geschäftsordnung. 







